
SCHIEDSSPRUCH 

2023/2-XII
18. Dezember 2025

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte

Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsätze:
1. Der Anspruch auf Ausfallvergütung entsteht dem Grunde nach unab-

hängig von der Mitteilung der Erstzuordnung zu dieser Veräußerungs-
form gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 EEG 2017 (siehe Abschnitt 3.3). 

2. Die Einspeisemitteilung vorab ist abzugrenzen von der Mitteilung der 
Zuordnung zu einer Veräußerungsform. Denn die Einspeisemitteilung 
beinhaltet lediglich, dass der Anlagenbetreiber mit der Einspeisung sei-
nes Stroms zu einem gewissen Zeitpunkt beginnen wird. Die Mitteilung 
der Veräußerungsform muss hingegen beinhalten, welcher der mögli-
chen Veräußerungsformen für eingespeisten Strom dieser Strom zuge-
ordnet werden soll (Rn. 48). 

3. Die Pflicht zur Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform 
gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 besteht auch dann, wenn der Anla-
genbetreiber  zu  Beginn  der  Einspeisung  die  Ausfallvergütung  in  An-
spruch nehmen will (siehe Abschnitt 3.4.1). 

4. Der anzulegende Wert des Anspruchs auf Ausfallvergütung verringert 
sich bei einem Verstoß gegen die Pflicht zur Mitteilung der Erstzuord-
nung aufgrund der Sanktionierung gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, 
Satz 2  EEG 2017  zunächst  auf  den Monatsmarktwert  (siehe  Abschnitt 
3.4). Er verringert sich zusätzlich auf 80 % des Monatsmarktwerts ge-
mäß § 53 Satz 2,  § 23  Abs. 3  EEG 2017 (Verringerung bei  Ausfallvergü-
tung),  da  ein  Anspruch  geltend  gemacht  wird,  bei  dem  es  sich  dem 
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Grunde nach um einen Anspruch auf Ausfallvergütung handelt (siehe 
Abschnitt 3.5).

In dem Schiedsverfahren zwischen

1. [...]

– Schiedskläger –

2. [...]

– Schiedsbeklagte –

erlässt  die  Kammer  XII der  Clearingstelle  EEG|KWKG1 als  Schiedsgericht  durch die
Schiedsrichterinnen Koch und Seidl-Schulz sowie durch den Schiedsrichter Dr. Sobotta 
aufgrund  der  vorgelegten  Unterlagen  im  schriftlichen  Verfahren folgenden
Schiedsspruch:

1. Der Schiedskläger hat gegen die Schiedsbeklagte einen Anspruch  
auf Ausfallvergütung in Höhe von 80 % des Monatsmarktwerts für 
den in den am [...] 2019 in Betrieb genommenen Solaranlagen mit ei-
ner  installierten  Leistung  von  insgesamt  [ca.  140] kWp am  
Standort [...] erzeugten und eingespeisten Strom im Zeitraum vom 
[...] 2019 bis [...] 2021 gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 21 Abs. 1 Nr. 2, § 52 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2,  § 53 Satz 2 EEG 20172, ab dem 1. Ja
nuar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 20213. Dies setzt vor-
aus, dass die Tatbestandsvoraussetzungen des § 48 EEG 2017, ab dem 

1 Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle. Sofern im Folgenden auf bis zum 31.12.2017 beschlossene Verfah-
rensergebnisse Bezug genommen wird, wurden diese von der Clearingstelle EEG beschlossen.

2 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz) in der v. 14.08.2020 an geltenden 
Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung 
weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch 
Art. 8 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Energiesparrechts für Gebäude und zur Änderung weiterer Gesetze 
v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) sowie Art. 6 des Gesetzes zur Reduzierung und Beendigung der Kohleverstro-
mung und zur Änderung weiterer Gesetze (Kohleausstiegsgesetz) v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1818), rückwirkend 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energierecht-
licher Vorschriften v. 21.12.2020 (BGBl. I S. 3138), nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Die streitentschei-
denden Normen stimmen mit denen in den im streitigen Zeitraum zuvor gültigen Fassungen des EEG 2017 
überein. Arbeitsausgaben  der  Clearingstelle  in  den  unterschiedlichen  Fassungen  abrufbar  unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe. 

3 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.01.2021 an 
geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur 
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1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, vorliegen.

2. Der  Schiedskläger  hat  keinen  Anspruch  gegen  die  Schiedsbe-  
klagte auf Ersatz des durch die Sanktionierung verringerten Ver-  
gütungsanteils, da das Verhalten der Schiedsbeklagten für diese Ver- 
ringerung jedenfalls nicht kausal war. 

Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:

Dieser Schiedsspruch ist gemäß § 55 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 EnFG4 bei der Prü-
fung (Testierung) nach § 55 Abs. 1 Satz 1 und 2 EnFG zu berücksichtigen. 
Ergeben  sich  aus  diesem  Schiedsspruch nachträgliche  Korrekturen  am 
bundesweiten  Ausgleich  hinsichtlich  der  abzurechnenden  Strommenge 
oder der Zahlungsansprüche,  sind diese Korrekturen gemäß § 20  Abs. 1 
Nr. 3  EnFG  bei  der  nächsten  Abrechnung  nach  § 19  Abs. 1  EnFG  zu 
berücksichtigen.

Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geän-
dert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energierechtlicher 
Vorschriften vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3138), nachfolgend bezeichnet als EEG 2021. Arbeitsausgabe 
der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe.

4 Gesetz zur Finanzierung der Energiewende im Stromsektor durch Zahlungen des Bundes und Erhebung von Um-
lagen (Energiefinanzierungsgesetz – EnFG) v. 20.07.2022, zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes zur Ände-
rung des  Energiewirtschaftsrechts  zur  Vermeidung  von  temporären  Erzeugungsüberschüssen  v.  21.02.2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 51), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enfg.
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1 Tatbestand

1 Die Parteien streiten darüber,  ob und in welcher Höhe der Schiedskläger einen An-
spruch auf die Ausfallvergütung für Solaranlagen in dem Zeitraum vom [...] 2019 bis 
[...] 2021 gegen die Schiedsbeklagte hat sowie ob im Falle einer Vergütungsverringe-
rung Schadensersatz an ihn zu leisten ist.

2 Der Schiedskläger ist Betreiber von Solaranlagen mit einer installierten Leistung von 
insgesamt [ca.  95] kWp am Standort  [...],  welche im Jahr 2011 in Betrieb genommen 
wurden (im Folgenden: „Solaranlage 1“). Das Gebäude, auf dem die Solaranlage 1 ange-
bracht ist, riss der Schiedskläger im Jahr 2019 ab und errichtete daraufhin am selben 
Standort ein neues Gebäude.

3 Auf dem neuen Gebäude errichtete der Schiedskläger sodann die Solaranlage 1 und 
baute weitere Solaranlagen mit  einer installierten Leistung von insgesamt [ca.  140] 
kWp hinzu.

4 Diese neuen Solaranlagen nahm der Schiedskläger am [...] 2019 in Betrieb (im Folgen-
den: „Solaranlage 2“) und speiste ab diesem Zeitpunkt Strom in das Netz der Schiedsbe-
klagten ein.

5 Die Schiedsbeklagte ist die zuständige Netzbetreiberin.

6 Der Schiedskläger meldete die Solaranlage 2 bei der Schiedsbeklagten. Die Schiedsbe-
klagte übersandte dem Schiedskläger mit  Schreiben vom  [...]. November 2019 unter 
dem Betreff „Angaben zu Ihrer Einspeiseanlage“ ein Formularkonvolut, die Vertrags-
nummer [...] (Verrechnungsanlage), Vertragsnummer [...] (Summieranlage 1 – Bestand) 
und Vertragsnummer [...] (Summieranlage 2 – Zubau) betreffend.

7 Im Anschreiben führte die Schiedsbeklagte hierzu aus:

„Sehr geehrter [Schiedskläger],
Sie betreiben eine netzparallele Photovoltaikanlage, die Strom in das öffent-
liche Netz der [Schiedsbeklagten] einspeist. Für die Vergütung ist das Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt 
der Erst-Inbetriebnahme maßgeblich.
Sie erhalten heute die Vertragsunterlagen für die Photovoltaikanlage. Wie 
gehen Sie damit vor?
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Bitte kontrollieren Sie die Angaben auf dem ‚Anlagendatenblatt für eine Ei-
generzeugungsanlage‘, vor allem
- Betreiber- und Anlagenanschrift
- Solargeneratorleistung (kWp) und Nennleistung des Wechselrichters (kW)
und tragen Sie bei Bedarf Änderungen ein.
Füllen Sie die weiteren Formulare bitte vollständig aus.
Bestätigen Sie uns die Richtigkeit  Ihrer Angaben durch Ihre Unterschrift.
Damit wir den von Ihnen erzeugten Solarstrom zeitnah abrechnen können, 
senden Sie die Unterlagen bitte komplett an folgende Adresse: …
Falls Sie Änderungen an Ihrer Einspeiseanlage vornehmen, informieren Sie 
Ihren Vertragsbearbeiter bei der [Schiedsbeklagten] bitte umgehend.“5 

8  Als Anlage zu diesem Schreiben waren u. a. die folgenden Formulare beigefügt:

• Das Formular mit der Überschrift „Abrechnungsformular, SEPA Lastschriftmandat 
für  wiederkehrende  Zahlungen  und  Gutschriften“,  in  welchem  u. a.  aufgeführt 
war:  „Ich wünsche folgende Abrechnungsvariante:  [  ]  monatliche  Abschläge [  ] 
jährliche Abrechnung“.

• Diesem Formular war zudem das Dokument „Hinweise zum Formblatt  ‚Abrech-
nungsformular‘“ beigefügt, in dem es u. a. hieß:

„Für die Abrechnung der Stromeinspeisung bieten wir Ihnen bis auf weiteres 
folgende zwei Möglichkeiten an:

1. monatliche Abschläge
Im Rahmen des Abschlagsverfahrens erhalten Sie zum 15. des jeweiligen Fol-
gemonats einen gleich bleibenden Abschlagsbetrag. Genauere Details erhal-
ten Sie mit der ersten Auszahlung. Genauere Details über die Auszahlungsmo-
dalitäten erhalten Sie von uns schriftlich mitgeteilt, dies erfolgt entweder mit 
der ersten Einspeiseabrechnung oder über ein eigenes Informationsschrei-
ben. Eine unterjährige Zählerstandmeldung zur Anlagenabrechnung wird so-
mit hinfällig …
Die Abweichung zwischen den ausbezahlten Abschlägen und der tatsächli-
chen Jahres-Einspeisevergütung wird Ihrem Konto belastet bzw. gutgeschrie-
ben. Die Kosten für die jährliche Betriebsmittelnutzung werden hierbei be-

5 Auslassung und Ersetzungen in eckigen Klammern nicht im Original.
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rücksichtigt. Erst nach erfolgter Jahresabrechnung können weitere Abschlags-
zahlungen erfolgen.
Nach Umstellung auf monatliche Abschlagsbeträge werden Ihnen für das lau-
fende  Jahr  deren  Höhe  und  Fälligkeiten  in  einem  gesonderten  Schreiben 
mitgeteilt.

2. jährliche Abrechnung der Einspeisung
Der Einspeisezähler wird einmal im Jahr zum Kalenderjahresende von [der 
Schiedsbeklagten] abgelesen und abgerechnet…
Bitte teilen Sie uns Ihre Wahl und Ihre Bankverbindung mit beiliegendem 
‚Abrechnungsformular’ mit. Diese Angaben werden zur Abwicklung von Gut-
schriften bzw. Rechnungen benötigt.“6

• Das Formular „Erklärung über die Konformität mit § 48 Abs. 1 i. V. m. § 21 EEG 2017 
(‚Solare  Strahlungsenergie,  Gebäude  /  baul.  Anlage  –  Direktvermarktung  /  Aus-
schreibungsverfahren‘)“, in welchem u. a. die folgende Fragen zum Ankreuzen mit 
„Ja“ oder „Nein“ vorgesehen waren:

– „Wurde  die  PV-Anlage  innerhalb  der  vorgegebenen  Frist  im  MaStR  (Markt-
stammdatenregister) angemeldet ?“,

– „Ist die PV-Anlagenleistung (installierte Leistung) größer als 100 kWp und be-
trägt maximal 750 kWp ?“,

– „Ist die PV-Anlagenleistung (installierte Leistung) größer als 750 kWp?“,

– „Hat die Anlage am Ausschreibungsverfahren der BNetzA teilgenommen ?

– „Ist  die PV-Anlage ausschließlich in,  an oder auf einem Gebäude oder einer 
sonstigen baulichen Anlage angebracht und das Gebäude oder die sonstige bau-
liche  Anlage  wurde  vorrangig  zu  anderen  Zwecken  als  der  Erzeugung  von 
Strom aus solarer Strahlungsenergie errichtet ?“,

– „Ist die PV-Anlage ausschließlich in, an oder auf einem Gebäude angebracht, 
das kein Wohngebäude darstellt  und im Außenbereich (nach § 35 Baugesetz-
buch) errichtet wurde (§ 48 Abs. 3 EEG) ? Die Voraussetzungen nach § 48 Abs. 3 
Nr. 1 – 3 EEG liegen nachweislich vor.“ und

6 Auslassungen und Ersetzung in eckigen Klammern nicht im Original.
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– „Ist  die PV-Anlage zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme mit einer technischen 
Einrichtung gemäß § 9 EEG ausgestattet ? Das Inbetriebnahmeprotokoll der Ein-
richtung liegt bei.“

Weiterhin hieß es darin:

„Der Anlagenbetreiber ist sich darüber bewusst,  dass sobald die Vorausset-
zungen des EEG nicht mehr erfüllt sind, der Anspruch auf die Vergütung ganz 
oder teilweise entfällt. Der Anlagenbetreiber hat [der Schiedsbeklagten] Än-
derungen der in diesem Zusammenhang relevanten Sachverhalte unverzüg-
lich  mitzuteilen.  Dem Anlagenbetreiber  ist  der  Wortlaut  des  Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) bekannt.“7

Hier  wurde  auch  ein  Link  zum  Abruf  des  Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
angegeben.

• Zuletzt war das Formular „Anlagendatenblatt für eine Eigenerzeugungsanlage“ an-
gefügt. In diesem waren der Schiedskläger als „Anlagenbetreiber“, der Standort der 
Solaranlagen 1  und 2  als  „Anlagenstandort“  und u. a.  „Gesamt-PV-Modulleistung: 
[ca. 240] kWp, Modulanzahl 1: [...] Wp, Modulanzahl 2: [...] Wp“ als technische Daten 
angegeben.  In  der  Kategorie  „Anlage;  Anlagenart“  war  „Vergütung  PV-Anlagen“ 
vorgedruckt.  In der Kategorie „Betriebsweise“ war die Angabe „Volleinspeisung“ 
vorgedruckt. Das Feld „Erstinbetriebnahme der Anlage“ war nicht ausgefüllt. Au-
ßerdem war am Ende folgende Erklärung ausgeführt: „Bitte prüfen Sie die Anga-
ben auf Vollständigkeit und tragen Sie Änderungen bei Bedarf ein. Das Anlagenda-
tenblatt senden Sie bitte an uns zurück.“

9 Der Schiedskläger füllte diese Formulare aus und unterschrieb mit Datum vom [...]. De-
zember 2019. Im Formular „Anlagendatenblatt für eine Erzeugungseinheit“ füllte er 
das Feld „Erstinbetriebnahme der Anlage“ handschriftlich mit der Angabe „([...].2011 
Alt) (Neu [...].19)“ aus. Ansonsten nahm er keine Änderungen vor. 

10 Eine Direktvermarktung des eingespeisten Stroms aus der Solaranlage 2 erfolgte im 
streitgegenständlichen  Zeitraum  nicht.  Dementsprechend  wurde  der  eingespeiste 
Strom auch nicht im Bilanzkreis eines Direktvermarkters bilanziert. 

7 Ersetzung in eckigen Klammern nicht im Original.
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11 Bereits am [...]. Oktober 2019 erfolgte die Endabrechnung der Vergütung nach dem EEG 
für das Jahr 2019 für die Solaranlage 1, da an diesem Tag die Messanlage auf registrie-
rende Lastgangmessung (im Folgenden: „RLM“) für die Solaranlagen 1 und 2 umgestellt 
wurde. Die Solaranlagen 1 und 2 verfügen über eine gemeinsame Messeinrichtung.

12 Mangels Bilanzierung in dem Bilanzkreis eines Direktvermarkters nahm die Schiedsbe-
klagte den Strom in ihren EEG-Bilanzkreis auf unter Annahme der Sanktion gemäß § 52 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 („keine Zuordnung zu einer Vermarktungsform“). 

13 Ab  Inbetriebnahme  der  Solaranlage 2  bis  zum  [...]. August  2020  übermittelte  die 
Schiedsbeklagte keine Abrechnungen an den Schiedskläger. Die Parteien sind sich ei-
nig,  dass wegen der Umstellung auf eine RLM monatlich die Vergütung anhand der 
übermittelten  Messwerte  exakt  abgerechnet  werden soll  und sollte.  Am  [...]. August 
2020 übermittelte die Schiedsbeklagte eine monatliche Abrechnung für die Solaranla-
gen 1 und 2 gemeinsam mit Bezug auf den Zeitraum vom 1. bis zum 31. Juli 2020. Darin 
wies die Schiedsbeklagte sodann einen Anspruch auf Vergütung wegen „Einsp. nach 
EEG“ i. H. v. null Euro aus. Als Abrechnungsgrundlage war u. a. die Angabe „§ 52(2)#2 
Wechsel Verm. Form“ aufgeführt. 

14 Auf Hinweis des Schiedsklägers hin korrigierte die Schiedsbeklagte die Abrechnungen 
für Oktober 2019 bis Januar 2021 am [...]. Februar 2021. Sie zahlte, teilweise rückwir-
kend, für den verfahrensgegenständlichen Zeitraum vom [...] 2019 bis [...] 2021 für den 
in der Solaranlage 2 erzeugten und eingespeisten Strom die EEG-Vergütung in Höhe des 
jeweiligen Monatsmarktwerts an den Schiedskläger aus. Demgegenüber zahlte sie für 
die Solaranlage 1 die EEG-Vergütung in voller Höhe aus. Der Schiedskläger beanstande-
te die Abrechnung vom [...]. Februar 2021 sodann. 

15 Der Schiedskläger ist der Auffassung, einen Anspruch auf Zahlung der Ausfallvergü-
tung gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EEG 2021, für den Zeitraum vom [...] 2019 bis zum [...] 2021 zu haben. Ihm stehe 
für drei aufeinanderfolgende und maximal sechs Monate jährlich die Ausfallvergütung 
i. H. v. 80 % des anzulegenden Werts zu.

16 Das von der Schiedsbeklagten behauptete Erfordernis einer vorhergehenden Beantra-
gung der Ausfallvergütung konterkariere den Sinn und Zweck hinsichtlich der Direkt-
vermarktung. Ein solches Erfordernis bestehe vielmehr nicht.
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17 Die Schiedsbeklagte trage zudem insoweit Verantwortung für den Schaden, als dass 
diese erst im August 2020 eine damals zusätzlich noch inkorrekte Abrechnung erstellt 
habe und der Schaden dem Schiedskläger daher erst so spät aufgefallen sei. Außerdem 
habe sie ihn nicht auf Unstimmigkeiten bzw. die Unmöglichkeit  einer vollständigen 
Auszahlung der Einspeisevergütung hingewiesen. Hätte die Schiedsbeklagte rechtzeitig 
eine  richtige  Abrechnung  erstellt,  hätte  der  Schiedskläger  den  Schaden  begrenzen 
können.

18 Die Anlagendatenblätter für die Solaranlage 1 und 2 seien von ihm identisch ausgefüllt 
worden, sodass sich kein Unterschied bezüglich der Vergütung ergeben könne. Sollte 
sich dennoch ein Unterschied ergeben, so habe die Schiedsbeklagte dies verschuldet, 
denn  die  Anlagendatenblätter  seien  größtenteils  vorausgefüllt  und  nur  noch  vom 
Schiedskläger zu unterschreiben gewesen.

19 Die Schiedsbeklagte meint, dass der Vergütungsanspruch auf den Marktwert für den 
streitgegenständlichen Zeitraum zu reduzieren sei gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 
EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, denn der 
Schiedskläger habe die Ausfallvergütung gemäß § 21b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, § 21c Abs. 1 
Satz 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, vorher 
melden müssen. Eine solche Anmeldung habe nicht vorgelegen.

20 Es sei weiterhin fraglich, ob die auf den Marktwert reduzierte Vergütung zusätzlich um 
20 % zu reduzieren sei aufgrund der Inanspruchnahme der Ausfallvergütung gemäß 
§ 53 Satz 2, § 23 Abs. 3 Nr. 4 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 EEG 2021.

21 Der Schiedskläger hätte ihrer Ansicht nach die Inanspruchnahme der Ausfallvergütung 
mitteilen müssen. Darüber hinaus ergebe sich aus § 21b EEG 2017 eindeutig, dass es ei-
ner Willenserklärung des Anlagenbetreibers bedürfe, mithin des Schiedsklägers. Ohne 
eine solche Willenserklärung sei es nicht möglich, eine Anlage automatisiert in eine der 
Vermarktungsformen aufzunehmen.

22 Aus diesem Grund habe die Schiedsbeklagte auch zu keinem Zeitpunkt wissen können, 
dass der Schiedskläger die Ausfallvergütung in Anspruch nehmen wolle. Die Angaben 
„Volleinspeisung“ und „Vergütung PV-Anlagen“ auf dem „Anlagendatenblatt für eine Er-
zeugungseinheit“ stünden in keinem Zusammenhang mit einer Zuordnung zur Ausfall-
vergütung. Die Angabe „Volleinspeisung“ beziehe sich nur auf die Betriebsweise der 
Anlage. Alternativ komme hier beispielsweise die Angabe „Überschusseinspeisung“ in 
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Betracht. Die Formulierung „Vergütung PV-Anlagen“ habe lediglich die Bedeutung, dass 
es sich um eine Gesamtanlage handele, die aus mehreren Teilen bestehe. Dies sei rele-
vant, da dann im Formularkonvolut noch zwei Datenblätter mit dem Vermerk „PV-An-
lage wird summiert“ für jeden Anlagenteil hinzu kämen.

23 Generell stellten die Angaben in dem Formularkonvolut die Zusammenfassung der der 
Schiedsbeklagten  bekannten  Anlagedaten  aus  der  Anmeldung  der  Anlage  dar.  Auf-
grund der im Formularkonvolut angegebenen Kontaktdaten könne sich jeder Anlagen-
betreiber gern melden, wenn er Rückfragen hierzu habe. Auch könnten Anlagenbetrei-
ber auf diesem Wege ggf. Änderungen mit der Schiedsbeklagten abstimmen. Die Daten-
blätter sähen bis auf die unterschiedlichen Leistungswerte gleich aus, da es sich um 
eine Erweiterung einer bestehenden Anlage über eine gemeinsame Messung handele.

24 Inwieweit das Bestehen der Ausfallvergütung zu der Sanktionierung auf den Monats- 
marktwert bei mangelnder Zuordnung widersprüchlich sei, habe der Gesetzgeber zu 
klären und ggf. zu korrigieren.

25 Die  Ausführungen  der  Clearingstelle  im  Abschnitt  2.2.2  des  Votums  2018/438 zum 
EEG 20149 seien nicht auf das EEG 2017 übertragbar. Denn im Gegensatz zur Rechtslage 
nach dem EEG 2014 sehe § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 eine Meldung durch den Anlagen-
betreiber bei Inbetriebnahme vor. Eine automatische Zuordnung zur Ausfallvergütung 
wie nach § 19 Abs. 1 EEG 2014 finde unter dem EEG 2017 nicht statt.

26 Die Schiedsbeklagte dürfe als Verteilnetzbetreiberin auch keine Beratungstätigkeiten 
für  Anlagenbetreiberinnen bzw.  -betreiber  leisten und auf  die  Direktvermarktungs-
pflicht hinweisen. Darüber hinaus müsse sich jeder Anlagenbetreiber mit dem jeweils 
gültigen EEG auseinandersetzen, um eine korrekte Umsetzung des EEG zu gewährleis-
ten. Sei ihm dies nicht möglich, so könne er sich jederzeit hierzu von Dritten beraten 
lassen. Dem Schiedskläger hätte im Vergleich der Abrechnungen für die Solaranlage 2 
mit  den  Abrechnungen  der  Solaranlage 1  auffallen  können,  dass  die  Strommengen 
nicht auf die einzelnen Zonen aufgeteilt  waren; dies wäre jedoch der Fall  gewesen, 

8 Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43.

9 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 02.09.2016 an 
geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur 
Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geän-
dert durch Art. 15 des Gesetzes zur Digitalisierung der Energiewende v. 29.08.2016 (BGBl. I S. 2034), nachfol-
gend bezeichnet als EEG 2014. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/eeg2014/arbeitsausgabe.
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wenn die Anmeldung zur Ausfallvergütung erfolgt wäre. Die Beschreibung der Sankti-
on des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 könne systembedingt in der Abrechnung nicht 
ausführlicher erfolgen, da nur eine begrenzte Anzahl an Zeichen möglich sei.

27 Dem schiedsrichterlichen Verfahren liegen folgende Fragen zugrunde:

Hat der Schiedskläger gegenüber der Schiedsbeklagten einen Anspruch auf 
Zahlung  der  Ausfallvergütung  gemäß  §§ 19  Abs. 1  Nr. 2,  21  Abs. 1  Nr. 2 
EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2021 für den in dem Zeitraum vom [...] 
2019 bis [...] 2021 in den am [...] 2019 in Betrieb genommenen Solaranlagen 
mit einer installierten Leistung von insgesamt [ca. 140] kWp am Standort [...], 
erzeugten und eingespeisten Strom? Insbesondere: War der Vergütungsan-
spruch für diesen Zeitraum teilweise oder vollständig auf den Marktwert zu 
reduzieren?

28 Mit Schreiben vom 28. Mai 2025 hat das Schiedsgericht folgenden Hinweis gemäß § 13 
Abs. 4 VerfO10 i. V. m. § 139, § 1042 Abs. 1 ZPO11, Ziffer 11.3 des Schiedsvertrags erteilt:

Die Verfahrensfrage in Ziffer 1.1 des Schiedsvertrags (siehe Rn. 27) wurde 
aufgrund des  im  Schriftsatz  vom [...]  2021  vorgebrachten  Begehrens  des 
Schiedsklägers vereinbart. Die Schiedsbeklagte begehrte im Schriftsatz vom 
[...]  2023 eine zusätzliche Reduktion der Vergütung auf 80 % des Monats-
marktwerts (siehe Rn. 20). Dem Schiedskläger soll hiermit Gelegenheit gege-
ben werden, im Rahmen seines rechtlichen Gehörs zu dieser für ihn negati-
ven Rechtsfolge Stellung zu nehmen.

Darüber hinaus soll beiden Parteien Gelegenheit zur Erklärung darüber ge-
geben werden, ob die Verfahrensfrage auch eine Entscheidung über eine zu-
sätzliche Reduktion auf 80 % des Monatsmarktwerts umfasst und ob eine 
entsprechende Klarstellung bzw. Anpassung der Verfahrensfrage gewünscht 
ist.

10 Verfahrensordnung der Clearingstelle in der Fassung v. 27.07.2021, nachfolgend als VerfO bezeichnet, abrufbar 
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads.

11 Zivilprozessordnung in der  Fassung der Bekanntmachung v.  05.12.2005 (BGBl. I  S. 3202; 2006 I  S. 431; 
2007 I S. 1781), die zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes v. 24.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328) geändert worden 
ist.
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29 Mit Schreiben vom 30. Oktober 2025 hat das Schiedsgericht folgenden Hinweis erteilt:

Die Schiedsbeklagte begehrte im Schriftsatz vom [...] 2023 eine zusätzliche 
Reduktion  der  Vergütung  auf  80 %  des  Monatsmarktwerts  (siehe  Rn. 20). 
Dem Schiedskläger wird hiermit nochmals Gelegenheit gegeben, im Rahmen 
seines rechtlichen Gehörs zu dieser für ihn negativen Rechtsfolge Stellung 
zu  nehmen.  In  diesem Zusammenhang weist  das  Gericht  auf  das  Votum 
2022/17-VIII,  insbesondere  Rn.  52,  hin.  Dieses  ist  abrufbar  unter:
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII.

Darüber hinaus weist das Gericht darauf hin, dass nach aktuellem Stand des 
klägerischen  Vorbringens  im  Hinblick  auf  einen  Schadensersatzanspruch 
nicht  ausreichend  vorgetragen  wurde,  inwiefern  eventuelle  Pflichtverlet-
zungen  zu  dem  Vergütungsverlust  kausal  sind.  Daher  wird  hiermit  dem 
Schiedskläger Gelegenheit gegeben, ergänzend dazu Stellung zu nehmen, ob 
und, wenn ja, welchen ursächlichen Zusammenhang es zwischen eventuel-
len Pflichtverletzungen der Schiedsbeklagten und einer ggf. unterlassenen 
Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform gab.

Das Verfahren wurde eingeleitet, d. h. eine weitere Gelegenheit zur Stellung-
nahme wird nach Ablauf  der  oben genannten Frist  voraussichtlich  nicht 
mehr bestehen.

2 Verfahren

30 Das  schiedsrichterliche  Verfahren  ist  gemäß  dem  zwischen  den  Parteien  und  dem 
Schiedsgericht abgeschlossenen Schiedsvertrag (Schiedsvereinbarung und Schiedsrich-
tervertrag)  durchgeführt  worden.  Beide  Parteien  hatten  Gelegenheit  zur 
Stellungnahme.

31 [...]

32 [...]
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3 Würdigung

33 Der Schiedskläger hat gegen die Schiedsbeklagte einen Anspruch auf Ausfallvergütung 
in Höhe von 80 % des Monatsmarktwerts für den aus der Solaranlage 2 im Zeitraum 
vom [...] 2019 bis [...] 2021 eingespeisten Strom.

34 Dem Grunde nach hat er einen Anspruch auf Ausfallvergütung (siehe Abschnitt  3.3). 
Denn dessen Vorliegen an sich ist unabhängig von der Mitteilung der Erstzuordnung zu 
dieser Veräußerungsform gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 
2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021. Da vorliegend die Tatbestandsmerkmale 
der  Ausfallvergütung  erfüllt  sind,  entsteht  der  gesetzliche  Anspruch  hierauf 
automatisch. 

35 Die Höhe des Anspruchs auf Ausfallvergütung verringert sich gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2  Alt. 1,  Satz 2  EEG 2017,  ab  dem  1. Januar  2021  i. V. m.  § 100  Abs. 1  Satz 1  Nr. 1 
EEG 2021,  während des  streitgegenständlichen Zeitraums zunächst  auf  den Monats-
marktwert (siehe Abschnitt 3.4). Denn der Schiedskläger als Anlagenbetreiber hat der 
Schiedsbeklagten als Netzbetreiberin die Zuordnung zu einer Veräußerungsform nach 
§ 21b  Absatz 1  EEG 2017,  ab  dem  1. Januar  2021  i. V. m.  § 100  Abs. 1  Satz 1  Nr. 1 
EEG 2021, nicht nach Maßgabe des § 21c EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, übermittelt. 

36 Die  Pflicht  zur  Mitteilung  der  Zuordnung  zu  einer  Veräußerungsform  gemäß § 21c 
Abs. 1 Satz 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, 
besteht auch dann, wenn der Anlagenbetreiber zu Beginn der Einspeisung die Ausfall-
vergütung in Anspruch nehmen will (siehe Abschnitt 3.4.1). Der Schiedskläger hat diese 
verletzt, indem er der Schiedsbeklagten gegenüber die gewünschte Veräußerungsform 
der Ausfallvergütung nicht fristgemäß angegeben hat (siehe Abschnitt 3.4.2). 

37 Der anzulegende Wert des Anspruchs verringert sich zusätzlich auf 80 % des Monats-
marktwerts  gemäß § 53  Satz 2  EEG 2017,  ab  dem 1. Januar  2021 i. V. m.  § 100 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, da der Schiedskläger einen Anspruch geltend macht, bei dem es 
sich dem Grunde nach um einen Anspruch auf Ausfallvergütung handelt (siehe Ab-
schnitt 3.5). 

38 Der Schiedskläger hat überdies keinen Schadensersatzanspruch in Höhe der aufgrund 
der Reduktion entgangenen Vergütung, da eventuelle Pflichtverletzungen der Schieds-
beklagten jedenfalls nicht kausal für diese Reduktion sind (siehe Abschnitt 3.6). 

13
Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2023/2-XII können Sie dieses Dokument herunterladen.

Die Clearingstelle EEG|KWKG ist die gesetzliche neutrale Einrichtung zur Klärung von Streitigkeiten und Anwendungsfragen des EEG und des KWKG
und wird betrieben im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie.

Trägerin: RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der Erneuerbaren Energien · Charlottenstraße 65 · 10.117 Berlin
Geschäftsführung: Sönke Dibbern und Dr. Martin Winkler · AG Charlottenburg HRB 107.788 B · USt-IdNr. DE 255.468.643

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2023/2-XII


3.1 Auslegung der Verfahrensfrage

39 Das Schiedsgericht legt die Verfahrensfrage nach dem  im Schriftverkehr erkennbaren 
Parteiwillen dergestalt aus, dass diese anhand der folgenden Aspekte zu konkretisieren 
ist:

Besteht ein Anspruch auf Ausfallvergütung dem Grunde nach gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2 
EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021?12

Besteht auch bei der Ausfallvergütung die Pflicht zur Mitteilung der Erstzuordnung zu 
dieser Veräußerungsform gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 
i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021?13 
Bejahendenfalls: Wurde diese Mitteilungspflicht verletzt?14 
Bejahendenfalls:  Welche  Höhe  hat  der  aufgrund  dieser  Verletzung  reduzierte  An-
spruch?15 
Besteht  ein  Anspruch  auf  Schadensersatz  in  Höhe  des  verringerten 
Vergütungsanteils?16

3.2 Anwendbares Recht

40 Die  streitentscheidenden Normen § 3  Nr.  9,  Nr. 34,  § 7  Abs. 1,  § 11  Abs. 1  Satz 2, § 19 
Abs. 1 Nr. 2, § 21 Abs. 1 Nr. 2, § 21b Abs. 1 Satz 1, § 21c Abs. 1 Satz 1, Satz 2,  Abs. 2 Nr. 2, 
§ 23 Abs. 3 Nr. 3, Nr. 4,  § 26 Abs. 1, § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Nr. 3, Satz 2 sowie § 53 Satz 2 
EEG 2017 sind für den Zeitraum vom [...] 2019 bis 31. Dezember 2020 anzuwenden. Auf-
grund der Inbetriebnahme der Anlage am [...] 2019 sind diese Vorschriften über § 100 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021 auch für den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis [...] 2021 an-
wendbar.17 Einzig § 3 Nr. 43 Buchstabe a) EEG 2021 ist gemäß § 100 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2021 
ab dem 1. Januar 2021 statt der Vorgängervorschrift § 3 Nr.  34 EEG 2017 anwendbar.18

12 Siehe Schriftsatz des Schiedsklägers v. [...].2021, so auch wiedergegeben in Rn. 15.

13 Siehe Schriftsatz des Schiedsklägers v. [...].2021, so auch wiedergegeben in Rn. 16.

14 Siehe Schriftsatz der Schiedsbeklagten v. [...].2021, [...].2021 und [...].2025, so auch wiedergeben in Rn. 19.

15 Siehe Schriftsatz der Schiedsbeklagten v. [...].2021 sowie v. [...].2022, so auch wiedergeben in Rn. 19, sowie 
Schriftsatz v. [...].2023, so auch wiedergegeben in Rn. 20.

16 Siehe Schriftsatz des Schiedsklägers v. [...].2021 sowie v. [...].2023, so auch wiedergegeben in Rn. 17.

17 Daher werden im Folgenden auch für den Zeitraum vom 01.01.2021 bis [...]2021 nur diese Vorschriften des 
EEG 2017 angegeben. 

18 § 100 Abs. 5 Satz 1 EEG 2021 ist nicht einschlägig, da es sich nicht um eine ausgeförderte Anlage handelt.
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3.3 Anspruch auf Ausfallvergütung dem Grunde nach

41 Dem Grunde nach hat der Schiedskläger einen Anspruch auf Ausfallvergütung gemäß 
§ 19 Abs. 1 Nr. 2, § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017, da dessen Tatbestandsvoraussetzungen vor-
liegen (siehe Abschnitt 3.3.1). 

42 Der Anspruch auf Ausfallvergütung besteht dem Grunde nach insofern unabhängig 
von der Pflicht zur Mitteilung der Erstzuordnung zu einer Veräußerungsform. Denn ein 
Verstoß gegen diese Pflicht hat lediglich die Reduktion des Anspruchs gemäß § 52 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017 zur Folge (siehe Abschnitt 3.3.2).

3.3.1 Vorliegen der Tatbestandsmerkmale der Ausfallvergütung 

43 Der Anspruch entsteht als gesetzlicher Anspruch kraft Gesetzes, da seine Bedingungen 
erfüllt sind. 

44 § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 lautet:

„Der Anspruch auf die Zahlung der Einspeisevergütung nach § 19 Absatz 1 
Nummer 2 besteht nur für Kalendermonate, in denen der Anlagenbetreiber 
den  Strom in ein Netz einspeist und  dem Netzbetreiber nach § 11 Ab-
satz 1 zur Verfügung stellt, und zwar für … Strom aus Anlagen mit einer in-
stallierten Leistung von  mehr als 100 Kilowatt für eine Dauer von bis zu 
drei  aufeinanderfolgenden Kalendermonaten  und insgesamt  bis  zu  sechs 
Kalendermonaten pro Kalenderjahr (Ausfallvergütung); in diesem Fall ver-
ringert sich der Anspruch nach Maßgabe des § 53 Satz 2 und bei Überschrei-
tung einer der Höchstdauern nach dem ersten Halbsatz nach Maßgabe des 
§ 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3.“19

45 Die  Solaranlage 2  hat  eine  installierten Leistung von [ca.  140] kWp,  daher  mehr als 
100 kW. 

46 Der Schiedskläger als Anlagenbetreiber stellte der Schiedsklägerin als Netzbetreiberin 
überdies den in der Anlage erzeugten Strom zur Verfügung. Neben der physikalischen 
Abnahme hat er ihn auch zur kaufmännisch-bilanziellen Abnahme i. S. d.  § 11 Abs. 1 
Satz 2 EEG 2017 zur Verfügung gestellt, denn es erfolgte keine Direktvermarktung.

19 Hervorhebungen und Auslassung nicht im Original.
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47 Auch lag  als  weitere  Voraussetzung  eine  Einspeisemitteilung  vorab  vor.20 Denn der 
Schiedskläger meldete die Anlage bei der Schiedsbeklagten an, sodass diese Kenntnis 
über den Beginn der Einspeisung hatte. 

48 Diese Einspeisemitteilung ist abzugrenzen von der Mitteilung der Zuordnung zu einer 
Veräußerungsform.21 Denn die Einspeisemitteilung vorab beinhaltet lediglich, dass der 
Anlagenbetreiber mit der Einspeisung seines Stroms zu einem gewissen Zeitpunkt be-
ginnen  wird,  in  Abgrenzung  zu  einer  unerlaubten  sog.  „wilden  Einspeisung“  ohne 
Kenntnis des Netzbetreibers. Die Mitteilung der Veräußerungsform muss hingegen be-
inhalten, welcher der drei möglichen Veräußerungsformen für eingespeisten Strom – 
Einspeisevergütung, auch in der Form der Ausfallvergütung, geförderte oder sonstige 
Direktvermarktung – dieser Strom zugeordnet werden soll.

49 Das Schiedsgericht weist darauf hin, dass die Erfüllung der Voraussetzungen des § 48 
EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, zusätzlich für 
das Vorliegen des Anspruchs notwendig ist.

3.3.2 Kein Wegfall des Anspruchs dem Grunde nach wegen mangelnder Zuordnungsmitteilung

50 Die Zuordnung durch den Schiedskläger bei der erstmaligen Einspeisung zu einer Ver-
äußerungsform nach § 21b Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 und die Mitteilung über diese Zuord-
nung an die Schiedsbeklagte nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 ist für das Entstehen des 
Anspruchs dem Grunde nach nicht Tatbestandsvoraussetzung. Denn eine mangelnde 
Erstzuordnungsmitteilung an die Schiedsbeklagte als Netzbetreiberin wird nicht mit 
dem Nichtentstehen des Vergütungsanspruchs sanktioniert, sondern mit der Reduktion 
der Anspruchshöhe.22 

20 Vgl. zu der Herleitung dieses Tatbestandsmerkmals Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, 
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 24, Abschnitt 2.2.1.

21 Siehe zu dieser Abgrenzung auch  Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 37, sowie zusätzlich zur Übertragbarkeit auf das 
EEG 2021 Clearingstelle, Schiedsspruch v. 24.09.2025 – 2025/13-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/schiedsrv/2025/13-IX, Fn. 6.

22 Ob hingegen eine fristgemäße Mitteilung über den Wechsel in eine andere Veräußerungsform Voraussetzung für 
das Erlöschen des bisherigen Anspruchs und das Entstehen des Anspruchs in der neuen Veräußerungsform ist, 
kann hier dahinstehen. Eine solche Einordnung der Wechselmitteilung als konstitutive Tatbestandsvorausset-
zung wird vertreten in Hampel/Reimers, in Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 
Bd. 8, 5. Aufl. 2022, § 21c Rn. 9 1. Satz, Rn.24. 
Vgl. zur Differenzierung zwischen dem Bestehen des Anspruchs dem Grunde nach und der Reduktion wegen ei-
nes Verstoßes i. S. d. § 52 EEG 2017 auch Clearingstelle, Votum v. 24.10.2022 – 2022/17-VIII, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII, Leitsatz 1, Abschnitt 3.1, sowie Clearingstelle, Votum v. 
18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 32.
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51 § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017 lautet dabei: 

„Der  anzulegende  Wert  verringert  sich auf  den  Monatsmarktwert, … 
wenn  Anlagenbetreiber  dem  Netzbetreiber  die  Zuordnung  zu oder  den 
Wechsel zwischen den verschiedenen Veräußerungsformen nach § 21b Ab-
satz 1  nicht nach Maßgabe des § 21c übermittelt haben … Die Verringe-
rung ist im Fall des Satzes 1 Nummer 2 bis zum Ablauf des Kalendermonats, 
der auf die Beendigung des Verstoßes folgt, … anzuwenden.“23

3.4 Verringerung wegen mangelnder Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform 
auf den Monatsmarktwert

52 Der Anspruch ist gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017 auf den Monats-
marktwert i. S. d. § 3 Nr. 34 EEG 2017 bzw. stattdessen ab dem 1. Januar 2021 gemäß § 3 
Nr. 43 Buchstabe a) EEG 202124 zu reduzieren. Denn auch bei der Inanspruchnahme der 
Ausfallvergütung zu Beginn der Einspeisung besteht die Pflicht zur fristgemäßen Mit-
teilung der Zuordnung zu dieser Veräußerungsform gemäß § 21b Abs. 1 Satz 1,  § 21c 
Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 (siehe Abschnitt  3.4.1).  Gegen diese Pflicht zur Mitteilung der 
erstmaligen Zuordnung zur Veräußerungsform hat der Schiedskläger auch verstoßen 
(siehe Abschnitt 3.4.2).

3.4.1 Pflicht zur Mitteilung der Erstzuordnung auch bei Ausfallvergütung 

53 Es bestand eine Pflicht zur Mitteilung der erstmaligen Zuordnung zur Veräußerungs-
form gemäß § 21b Abs. 1 Satz 1, § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017. Denn eine gesetzlich fin-
gierte und damit auch dem Netzbetreiber bekannte Zuordnung zur Ausfallvergütung 
bei Einspeisebeginn, bei der sowohl die Pflicht zur Zuordnung als auch die Pflicht zu 
deren  Mitteilung25 entfallen  würde, ist  weder im  EEG 2017  noch  im  EEG 2021 
vorgesehen. 

23 Auslassungen und Hervorhebungen nicht im Original.

24 Siehe Rn. 40.

25 Es handelt sich nach dem Wortlaut und der Systematik des § 21b und § 21c EEG 2017 um zwei separate Pflich-
ten: Die Zuordnung bzw. den Wechsel zu einer Veräußerungsform gemäß § 21b Abs. 1 EEG 2017 sowie die frist-
gemäße Mitteilung über die erstmalige Veräußerung in einer der Veräußerungsformen bzw. den Wechsel zwi-
schen den Veräußerungsformen gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017. Gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 
EEG 2017 ist nur die mangelnde fristgemäße Mitteilung der Zuordnung sanktionsbewehrt. Wenn schon nicht zu-
geordnet wurde, kann auch keine Mitteilung stattfinden. Die Zuordnung zur Veräußerungsform ist insofern zwin-
gende Voraussetzung für die anschließende Mitteilung dieser Veräußerungsform. Dass auch sie nicht vorgenom-
men wurde, wird jedoch nicht einzeln sanktioniert. 
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54 Es finden sich hierfür keine Anhaltspunkte im Wortlaut der Gesetze (siehe Rn. 55 ff.). 
Auch Sinn und Zweck der Zuordnungs- und Mitteilungspflicht (siehe Rn. 59 ff.) sowie 
der Ausfallvergütung (siehe Rn. 74 ff.) wie auch die Gesetzessystematik (siehe Rn. 79 ff.) 
und -historie (siehe Rn. 83 ff.) geben keinen Anlass für eine solche Fiktion. 

55 Wortlaut Dem Wortlaut des Gesetzes nach ist eine Pflicht zur Zuordnung und zur Mit-
teilung  dieser  Zuordnung auch bei  der  Ausfallvergütung als  Veräußerungsform bei 
erstmaliger Einspeisung vorgesehen.26 Eine explizite Ausnahme von diesen Pflichten 
für die Ausfallvergütung als Veräußerungsform ab der Ersteinspeisung bzw. für den 
Fall, das ab Ersteinspeisung alleine die Voraussetzungen der Ausfallvergütung erfüllt 
sind, findet sich nicht.

56 Auch eine gesetzliche Zuordnungsfiktion, d. h. eine automatische Zuordnung zur Aus-
fallvergütung, welche dem Netzbetreiber mangels einer anderen Mitteilung bekannt 
wäre und die Pflicht zur Zuordnung und Mitteilung einer Veräußerungsform demnach 
obsolet machen würde, ist ebenfalls nicht ausdrücklich im Gesetz vorgeschrieben.27 

57 § 21b Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 lautet: 

„Anlagenbetreiber müssen jede Anlage einer der folgenden Veräußerungs-
formen zuordnen:
1. der Marktprämie nach § 20,
2. der Einspeisevergütung nach § 21 Absatz 1 und 2, auch in der Form der 
Ausfallvergütung,
3. dem Mieterstromzuschlag nach § 21 Absatz 3 oder
4. der sonstigen Direktvermarktung nach § 21a.“28

58 Zur Mitteilung heißt es in § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017: 

„Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber vor Beginn des jeweils voran-
gehenden Kalendermonats  mitteilen,  wenn sie  erstmals Strom in einer 

26 Vgl. zur Herleitung dieser Pflicht zur Zuordnung und entsprechender Mitteilung bei erstmaliger Einspeisung 
Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Rn. 28 ff. Vgl. auch Klausmann, EnWZ 2020 Heft 07, 241, 
284 ff. 

27 Die hier abgelehnte Fiktion einer Zuordnung zur Ausfallvergütung in Abwesenheit einer sonstigen Zuordnungs-
mitteilung wurde angedeutet in Hampel/Reimers,  in:  Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 
4. Aufl. 2018, Bd. 6, EEG, § 21c Rn. 24.

28 Hervorhebungen nicht im Original.
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Veräußerungsform nach § 21b Absatz 1 Satz 1 veräußern oder wenn sie 
zwischen den Veräußerungsformen wechseln.“29

59 Sinn und Zweck der Mitteilungspflicht nach §§ 21b,  21c EEG 2017  Der Sinn und 
Zweck der Mitteilungspflicht bei der Ersteinspeisung nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 
spricht gegen die Herleitung einer Zuordnungsfiktion spezifisch für die Ausfallvergü-
tung. Denn die durch diese Pflicht angestrebte  Planungssicherheit wird auch bei der 
Veräußerungsform der Ausfallvergütung gefährdet bzw. auch dann, wenn ab der erst-
maligen Einspeisung und nachfolgend in dem jeweiligen aktuellem Monat anhand der 
Tatbestandsvoraussetzungen nur ein möglicher Anspruch in Betracht kommt, nämlich 
der auf die Ausfallvergütung. 

60 Durch die fristgemäße Mitteilung über die Veräußerungsform sollen Netzbetreiber und 
Übertragungsnetzbetreiber  die  Vermarktung  und  Bilanzierung  des  eingespeisten 
Stroms sowie die Auszahlung eines entsprechenden Förderanspruchs nach dem EEG 
und dessen Weiterwälzung im Rahmen des bundesweiten Gesamtausgleichs langfristig 
planen können.30 

61 Die Mitteilung dient daher u. a. der Feststellung, wessen Aufgabe die Bilanzierung und 
Vermarktung des in das Netz eingespeisten Stroms ist. Es soll demnach an den Netzbe-
treiber kommuniziert werden, ob, sobald die Einspeisung beginnt, die Bilanzkreisver-
antwortlichkeit bei ihm sowie die Verantwortlichkeit für die Vermarktung der Strom-
mengen bei dem Übertragungsnetzbetreiber liegen wird. Dies wäre bei der Zuordnung 
zur Ausfallvergütung der Fall. 

62 In Gegenüberstellung hierzu läge die Verantwortlichkeit sowohl für die Bilanzierung 
als  auch  für  die  Vermarktung  des  eingespeisten  Stroms bei  dem  Direktvermarkter, 
wenn der eingespeiste Strom direkt vermarktet wird. Insofern ist auch die Pflicht zur 

29 Hervorhebungen nicht im Original.

30 Insofern teilweise überschneidend mit dem Sinn des Erfordernisses einer Einspeisemitteilung vorab, siehe Clea-
ringstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 24,  26, 33 ff. 
Vgl. auch Hampel/Reimers in Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 5. Aufl. 2022, 
Bd. 8, EEG, § 21c Rn. 4; in § 21b Rn. 4 kritisch zu der buchhalterischen Notwendigkeit dieser Frist für die Um-
lageermittlung und den Wälzungsprozess, welche laut den Autoren nur aufgrund der Interessen Dritter gerecht-
fertigt ist. Vgl. auch Thorbecke, in: Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 5. 
Aufl. 2022, Bd. 8, EEG, § 52 Rn. 58. Vgl. auch Altrock/Lehnert, Vorhaben IV: Instrumentelle und rechtliche Wei-
terentwicklung im EEG zur Vorbereitung und Begleitung der Erstellung des Erfahrungsberichtes 2011 gemäß 
§ 65 EEG im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/politisches-programm/1356. 
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zusätzlichen Angabe des Bilanzkreises bei einem Wechsel in die Direktvermarktung ge-
mäß § 21c Abs. 2 Nr. 2 EEG 2017 von Bedeutung. 

63 Gemäß § 4 Abs. 3 StromNZV31 ist  jede Einspeisestelle einem Bilanzkreis zuzuordnen. 
Daher muss der Netzbetreiber, wenn nicht klar ist, „welcher Veräußerungsform die An-
lage zuzuordnen ist, … die Einspeisung aus der Anlage einem geeigneten Bilanzkreis 
zuordnen“32.

64 Bei einer Inanspruchnahme der Einspeisevergütung, auch in Form der Ausfallvergü-
tung, ist der Netzbetreiber gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 zur kaufmännisch-bilan-
ziellen Abnahme verpflichtet und damit gemäß § 11 StromNZV auch dazu, den einge-
speisten Strom in einen EEG-Bilanzkreis einzustellen.33 

65 Durch eine fristgemäße Mitteilung der Zuordnung zur Ausfallvergütung können Netz-
betreiber,  Bilanzkreisverantwortliche,  Bilanzkoordinatoren  und  Übertragungsnetzbe-
treiber die notwendigen Kommunikations- und Arbeitsschritte für die Einstellung der 
Strommengen in den EEG-Bilanzkreis besser vorausplanen.34 

31 Verordnung über den Zugang zu Elektrizitätsversorgungsnetzen (Stromnetzzugangsverordnung – StromNZV) v. 
25.07.2005 (BGBl. I S. 2243), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes zur Umsetzung unionsrechtlicher Vor-
gaben und zur Regelung reiner Wasserstoffnetze im Energiewirtschaftsrecht v. 16.07.2021 (BGBl. I S. 3026), 
abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/115.

32 Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 37; Auslassung nicht im Original. Siehe auch Bundes-
netzagentur, Geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität (GPKE) Teil 2 – Fokus Zuordnungsprozes-
se, Anlage 1b zur Festlegung BK6 – 24-174, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6893, Abschnitt 2.4.

33 Siehe hierzu Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 39 ff.

34 Vgl. hierzu auch Thorbecke, in: Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, Bd. 8, 5. 
Aufl. 2022, EEG, § 52 Rn. 58; Overkamp, in: Theobald/Kühling (Hrsg.), Energierecht Kommentar, 130. 
Aufl. 2025, EEG, § 52 Rn. 30. 
Grundlage einer geordneten und langfristigen Bilanzkreisplanung, welche hierdurch ermöglicht werden soll, ist 
etwa die rechtzeitige Bereitstellung der notwendigen Informationen zur Prüfung der übermittelten Daten durch 
den Bilanzkreisverantwortlichen gemäß § 4 Abs. 4 Satz 2 StromNZV sowie die Mitteilung des Fahrplans i.S.d.  
§ 2 Nr. 1 StromNZV gemäß § 5 Abs. 1 StromNZV. Vgl. hierzu auch Steuerungsgruppe Horizontaler Belastungsaus-
gleich, Prozessbeschreibung Fahrplananmeldung in Deutschland, Stand: 01.10.2024, 
https://www.netztransparenz.de/de-de/Systemdienstleistungen/Betriebsfuehrung/Fahrplanmanagement, zuletzt ab-
gerufen am 02.12.25.
Übergeordnet dient dies dem Schutz vor nachträglichen Korrekturen sowie der Vermeidung von Netzengpässen 
i. S. d § 15 StromNZV und der Notwendigkeit der Beschaffung von Regelenergie i. S. d. § 6 ff. StromNZV. 
Siehe Details zur Marktkommunikation im Rahmen der Bilanzkreisverwaltung in Bundesnetzagentur, Marktregeln 
für die Durchführung der Bilanzkreisabrechnung Strom (MaBiS), Anlage 3 zur Festlegung BK6 – 24-174, abruf-
bar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6893, insbesondere Abschnitte 3.3, 3.4, 6.1, Tabel-
le 2 zu Fristen und Stichtagen in der Bilanzkreisabrechnung, S. 23; 
Bundesnetzagentur, Geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität (GPKE) Teil 1 – Einführende Pro-
zessbeschreibung, Anlage 1a zur Festlegung BK6 – 24-174, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/beschluss/6893, insbesondere Abschnitt 8.1;  
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66 Dass diese Planbarkeit von Bilanzierung und Förderungsabrechnung Sinn und Zweck 
der Vorschrift zur Erstzuordnung gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 darstellt, ergibt 
sich aus der Gesetzeshistorie der Norm, in der dieses Ziel als eigenständiges Motiv zum 
Vorschein tritt. 

67 Dies ergibt sich bereits aus der Begründung der Vorgängervorschrift  des § 17 Abs. 1 
Satz 1 EEG 200935, in der noch nur eine Mitteilungspflicht bei einem Wechsel zwischen 
Einspeisevergütung und Direktvermarktung vorgesehen war:

„Ein weiterer Grund für die Regelung der Eigenvermarktung ist,  dass die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen  eine  gewisse  Sicherheit  über  die 
aufgrund des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes abzunehmenden Strom-
mengen brauchen, da sie auf Grundlage dieser Mengen über den Zukauf 
weiterer Mengen entscheiden.“36

68 In Weiterentwicklung hierzu heißt es in der Begründung der darauffolgenden Vorgän-
gervorschrift § 33d Abs. 1 EEG 201237, mit der die Mitteilungspflicht auch für den Wech-
sel zwischen verschiedenen Direktvermarktungsformen eingeführt wurde:

Sowie ergänzend Bundesnetzagentur, Geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität (GPKE) Teil 2 – 
Fokus Zuordnungsprozesse, Anlage 1b zur Festlegung BK6 – 24-174, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/beschluss/6893, insbesondere Abschnitt 3.1.
Siehe auch Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 11, 18, 35.

35 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.09.2011 an 
geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im 
Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien v. 28.07.2011 (BGBl. I S. 1634), außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes 
zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des 
Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2009. Arbeitsausga-
be der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/arbeitsausgabe.

36 BT-Drs. 16/8148, S. 49, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933; Hervorhebung nicht 
im Original.

37 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 28.12.2012 an 
geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im 
Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), zuletzt geändert 
durch Art. 5 des dritten Gesetzes zur  Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher  Vorschriften v.  20.12.2012 
(BGBl. I S. 2730), außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes  und  zur  Änderung  weiterer  Bestimmungen  des  Energiewirtschaftsrechts  v. 
21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2012, Arbeitsausgabe der Clearingstelle abruf-
bar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.
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„§ 33d Absatz 1 führt das Erfordernis des § 17 Absatz 1 Satz 1 EEG 2009 fort, 
dass eine Direktvermarktung nur zum ersten Kalendertag eines Monats be-
gonnen werden kann und ein Wechsel in die Direktvermarktung nur kalen-
dermonatlich möglich ist. Dieses Prinzip wird nunmehr ausgedehnt auf die 
verschiedenen  Formen  der  Direktvermarktung nach  § 33b38,  so  dass 
künftig auch ein Wechsel zwischen verschiedenen Formen einer Direktver-
marktung angezeigt werden muss. Hierdurch soll  schneller und präziser 
erkannt werden, welche Vermarktungswege von den Anlagenbetreibe-
rinnen und Anlagenbetreibern gewählt werden.“39

69 Durch diese Ausdehnung des Zuordnungs- und Mitteilungserfordernisses auf die ver-
schiedenen Formen der Direktvermarktung war nicht mehr wie ursprünglich vor al-
lem die Vermeidung eines häufigen Wechsels zwischen Direktvermarktung und Ein-
speisevergütung (sog. „Rosinenpicken“) bezweckt40, sondern eine verbesserte Planungs-
sicherheit. Ein „Rosinenpicken“ war bei dem Wechsel zwischen verschiedenen Formen 
der Direktvermarktung untereinander gerade nicht mehr zu befürchten. 

70 Zum Ziel der Planungssicherheit heißt es auch in einem Urteil des Oberlandesgericht 
Brandenburg zur nachfolgenden Vorgängervorschrift des § 20 EEG 2014: 

„Das Entweder-Oder-System der Vermarktungsformen, das ursprünglich auf 
§ 17 Abs. 2 EEG 2009 zurückgeht, ist vom Gesetzgeber etabliert worden, um 
den Übertragungsnetzbetreibern, die den Strom im Rahmen der bundeswei-
ten Ausgleichsregelung über die Börse zu vermarkten haben, Prognosen für 
die Einspeisung von EEG-Strom zu ermöglichen und ihnen und auch den 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen mehr Planungssicherheit zu geben.“41

71 Dieser Sinn und Zweck trat bei der Einführung der Zuordnungspflicht bei erstmaliger 
Einspeisung im EEG 2017 noch deutlicher in den Vordergrund. Denn ein „Rosinenpi-

38 Gemeint  sind  die  in  § 33b EEG 2012 aufgeführten  Formen der  Direktvermarktung:  Direktvermarktung  zum 
Zweck der Inanspruchnahme der Marktprämie, zum Zweck der Verringerung der EEG-Umlage durch ein Elektri-
zitätsversorgungsunternehmen nach § 39 Absatz 1 oder die sonstige Direktvermarktung.

39 BT-Drs. 17/6071, S. 79, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2012/material; Hervorhebun-
gen nicht im Original. 

40 BT-Drs. 16/8148, S. 49, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933.

41 OLG Brandenburg, Urt. v. 23.04.2024 – 6 U 30/19, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/6942, S. 32.
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cken“ ist bei der erstmaligen Einspeisung gerade nicht möglich, sondern nur bei einem 
Wechsel. 

72 Daraus folgt, dass die Gesetzesbegründung des § 21c EEG 2017, wonach „die Regelung 
§ 21 EEG 2014 ersetzt [wird], ohne die Regelung inhaltlich zu ändern“42,  trotz der in 
§ 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 neu eingeführten Pflicht zur Mitteilung auch bei erstmali-
ger Einspeisung43, u. a. an die bereits in der vorherigen Begründung aufgeführte Ziel-
setzung der Planungssicherheit anknüpft.

73 Planungssicherheit i. d. S. ist für den Netzbetreiber nicht ausreichend dadurch gewähr-
leistet, dass er für den aktuellen Monat kurzfristig weiß, dass einzig die Anspruchsvor-
aussetzungen der Ausfallvergütung erfüllt sind. 

74 Bedeutung des Notfallcharakters  der Ausfallvergütung Eine automatische Zuord-
nung zur Ausfallvergütung bei unterbliebener Mitteilung der Zuordnung zu einer Ver-
äußerungsform kann auch nicht durch den Notfallcharakter der Ausfallvergütung ge-
rechtfertigt werden. Denn dieser besondere Notfallcharakter bezieht sich nur auf die 
Absicherung gegen finanzielle Risiken des Anlagenbetreibers im Falle einer nicht mög-
lichen bzw. praktisch akut nicht umsetzbaren Direktvermarktung. Aufgrund dieser Er-
wägungen ist die Ausfallvergütung als Option geschaffen worden trotz des generellen 
gesetzlichen Leitbilds der Direktvermarktung bei Anlagen über 100 kW. 

75 In der Gesetzesbegründung des § 38 EEG 2014, der Vorgängervorschrift des § 21 Abs. 1 
Nr. 2 EEG 2017, heißt es: 

„In § 36 EEG 201444 wird für Anlagen, die ihren Strom direkt vermarkten, 
also insbesondere für Anlagen, die sich in der verpflichtenden Direktver-
marktung befinden,  ausnahmsweise eine Einspeisevergütung eröffnet, so-
weit  sie z. B.  aufgrund einer  Insolvenz ihres Direktvermarktungsunter-
nehmers vorübergehend keine Möglichkeit zur Direktvermarktung rea-
lisieren können oder  unmittelbar nach Aufnahme des Anlagenbetriebs 
noch nicht zur Direktvermarktung ihres Stroms in der Lage sind. … Die 

42 BR-Drs. 310/16, S. 230, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; Ergänzung 
in eckigen Klammern nicht im Original.

43 Siehe  zur  Auflösung  dieses  Widerspruchs  zugunsten  des  eindeutigen  Wortlauts  Clearingstelle,  Votum  v. 
03.03.2020  –  2019/52,  abrufbar  unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52,  Rn. 30,  sowie 
Klausmann, EnWZ 2020 Heft 07, 241, 284 ff.

44 Gemeint ist damit § 38 EEG 2014. So geändert in der Beschlussempfehlung des Wirtschaftsausschusses, BT-
Drs. 18/1891, S. 12, 50, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/2405.
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Anlagenbetreiber  sollen darauf  vertrauen können,  dass  sie  in den vorge-
nannten  Notfallsituationen vorübergehend auf  den  Netzbetreiber  als  Ab-
nahme-  und  Vergütungspflichtigen  zugreifen  können.  Damit  wird  ange-
strebt, die Finanzierungskosten für Anlagenbetreiber nicht mit übermä-
ßigen Risiken zu belasten,  die ggf.  zu Mehrkosten bei  der Finanzierung 
führen können. 

Daneben eröffnet  die  Regelung  auch Anlagen,  deren Strom nach Inbe-
triebnahme  noch  nicht  unmittelbar  direkt  verWürde  beide  genauen 
Modulanzahlen lieber einfach komplett weglassen, also Angabe mit […], 
das ist hier eh egal und dann müssen wir nicht so komisch aufpassen, 
dass  es  dann  trotzdem  gerundet  die  korrekte  Gesamtleistung  ergibt. 
marktet werden kann, die Möglichkeit zur vorübergehenden Nutzung der 
Einspeisevergütung; der Hintergrund hierfür ist,  dass bei Inbetriebnahme 
von  Erneuerbare-Energien-Anlagen  regelmäßig  einige  für  den  Direktver-
markter wesentliche Stammdaten der Anlage (z. B. Zählpunktbezeichnung, 
Anlagenschlüssel) noch nicht vorliegen. … 

Der Einspeisevergütung in Ausnahmefällen kommt eine wichtige Funktion 
im Hinblick auf die Finanzierung neuer Anlagen zu, da hierdurch für die Er-
mittlung der Finanzierungsbedingungen durch die Banken auch bei einem 
möglichen Ausfall des Direktvermarktungsunternehmers vorausgesetzt wer-
den kann, dass ein – wenn auch erheblich reduzierter – Zahlungsfluss sogar 
bei  einem  vorübergehenden  Ausfall  der  Direktvermarktung  gesichert  ist 
und somit die  Überbrückung bis zum Wiedereinstieg in die Direktver-
marktung auch in solchen Notfallsituationen gesichert ist. Die Einspeise-
vergütung in Ausnahmefällen trägt damit dazu bei, die Finanzierungskosten 
einer verpflichtenden Direktvermarktung und damit die erforderlichen För-
derkosten unter dem EEG zu begrenzen.“45

76 Der Notfallcharakter bezieht sich laut der Gesetzesbegründung demnach gerade nicht 
auf die Absicherung des finanziellen Risikos bei  einem Übersehen der Zuordnungs- 
und Mitteilungspflicht i. S. d. § 21b, § 21c EEG 2017 durch den Anlagenbetreiber bzw. im 
hiesigen Fall zusätzlich der Direktvermarktungspflicht durch den Schiedskläger. 

45 BT-Drs. 18 /1304, S. 139, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/2405; Hervorhebungen 
und Auslassungen nicht im Original.
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77 Eine Zuordnungsfiktion bei erstmaliger Einspeisung ist außerdem auch nicht notwen-
dig, um eine Notfallüberbrückung bis zur Möglichkeit einer Direktvermarktung, wie 
vom  Gesetzgeber  angestrebt,  zu  sichern,  weil  die  verkürzte  Wechselfrist  des  § 21c 
Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 für eine Sicherung dieser Überbrückung ausreichend ist.46

78 Denn vor der erstmaligen Einspeisung kann der Anlagenbetreiber, wenn er noch keine 
Sicherheit  über die  Möglichkeit  eines sofortigen Direktvermarktungsbeginns hat,  si-
cherheitshalber die Zuordnung zur Ausfallvergütung mitteilen. Anschließend kann er 
bis zum fünftletzten Werktag des Vormonats, d. h. sehr kurzfristig, in die (geförderte) 
Direktvermarktung wechseln, sobald diese möglich ist. Andersherum kann er auch die 
Zuordnung zur  (geförderten) Direktvermarktung mitteilen und dann, sobald erkenn-
bar ist, dass die Direktvermarktung doch nicht möglich ist, in der verkürzten Frist in 
die Ausfallvergütung wechseln. Eine aktive Zuordnung auch bei erstmaliger Einspei-
sung ist dementsprechend trotz der eventuellen Unsicherheit über die Möglichkeit ei-
ner Direktvermarktung vor Einspeisebeginn mit geringen finanziellen Risiken verbun-
den und zumutbar. Das Risiko der Prognose über die faktische Umsetzbarkeit der ge-
wählten Veräußerungsform obliegt nach der gesetzgeberischen Wertung dem Anlagen-
betreiber, in dessen Risikosphäre die Planung der Direktvermarktung liegt und der da-
her die für die Prognose notwendigen Informationen hat. 

79 Abschließende  Berücksichtigung  der  Besonderheiten  der  Ausfallvergütung  in 
§ 21c Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 Dass der Gesetzgeber eine Zuordnungsfiktion zur Ausfall-
vergütung  bei  erstmaliger  Einspeisung  begründen  wollte,  ohne  dies  entsprechend 
explizit gesetzlich zu verankern, liegt auch aufgrund der Gesetzessystematik fern. 

80 Denn er hat bei der Schaffung der Sondervorschrift des § 21c Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 die 
durch die Mitteilungspflicht geschützten Ziele – Planungssicherheit sowie beim Wech-
sel die Verhinderung eines „Rosinenpickens“ – mit dem besonderen Notfallcharakter 
der Ausfallvergütung abgewogen und dennoch keine Zuordnungsfiktion eingefügt.

81 Im  Kontext  der  Zuordnungsmitteilung  hat  der  Gesetzgeber  eine  verkürzte  Mittei-
lungsfrist bei einem Wechsel  gemäß § 21c Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 geschaffen. In der 
Gesetzesbegründung dieser Vorschrift heißt es: 

46 A.A. im Kontext des fehlenden Erstzuordnungserfordernis nach dem EEG 2014 Clearingstelle, Votum v. 
18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 46. Die dortige 
Argumentation ist jedoch aufgrund der veränderten Rechtslage im EEG 2017 nicht übertragbar. 
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„Die Mitteilung muss nach Absatz 1 Satz 1 vor Beginn des jeweils vorange-
gangenen Kalendermonats erfolgen.  Eine Mitteilung über den Wechsel  in 
die Ausfallvergütung nach § 21 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2016 oder aus die-
ser zurück in die Direktvermarktung kann abweichend hiervon nach Ab-
satz 1 Satz 2 mit  verkürzter Mitteilungsfrist  bis  zum fünftletzten Werktag 
des Vormonats mitgeteilt werden. … Diese kürzere Frist trägt dem Charak-
ter der Ausfallvergütung Rechnung und ermöglicht einen zügigen Wech-
sel  in diese Form der Einspeisevergütung,  die  ausschließlich als  vor-
übergehende Notfallregelung konzipiert ist. Ebenso kann ein Anlagenbe-
treiber zügig in die Direktvermarktung zurückwechseln, wenn z. B. ein neu-
er Direktvermarktungsvertrag erst in der zweiten Hälfte eines Monats abge-
schlossen werden kann.“47

82 Im Gegensatz zu dieser ausdrücklichen Spezialregelung, die Ausfallvergütung im Kon-
text der Zuordnungsmitteilung betreffend, findet sich eine Erstzuordnungsfiktion nicht 
explizit im Gesetz. Daraus ist im Umkehrschluss zu folgern, dass eine Fiktion der Zu-
ordnung nicht der gesetzgeberischen Intention entsprach. Insbesondere aufgrund der 
gewichtigen  Sanktionen bei  einem Verstoß  gegen die  Mitteilungspflicht  gemäß  § 52 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017 ist es naheliegend, dass der Gesetzgeber eine 
solche automatische Zuordnung, wenn intendiert, ansonsten ebenfalls ausdrücklich an-
geordnet hätte. 

83 Abgrenzung zur Rechtslage nach dem EEG 2014 Mit dem EEG 2017 führte der Gesetz-
geber eine Pflicht des Anlagenbetreibers zur fristgemäßen Zuordnungsmitteilung be-
reits bei der erstmaligen Einspeisung ein anstatt wie im EEG 2014 nur bei einem Wech-
sel der Veräußerungsform. Dementsprechend beziehen sich die zur Rechtslage unter 
Geltung des EEG 2014 ergangenen Ausführungen des Votums 2018/43 nicht auf die Zu-
ordnung durch einen Anlagenbetreiber bei der erstmaligen Einspeisung i. S. d.  § 21b 
EEG 2017. Stattdessen ist mit der dort erwähnten „Zuordnung“ die Zuordnung durch 
den Netzbetreiber gemäß § 4 Abs. 3 StromNZV zu dem EEG-Bilanzkreis, unter Einord-
nung von Anlagen dieser Größe in die Ausfallvergütung als passende Vergütungskate-
gorie, gemeint.48 

47 BR-Drs. 310/16, S. 230 f., abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; Hervorhe-
bung und Auslassung nicht im Original.

48 Siehe Rn. 63. Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 15 am Anfang, Rn. 37f., 41; Im Zusammenhang mit den entsprechenden damaligen 
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84 Im Votum 2018/43 heißt es dabei: 

„Netzbetreiber waren unter Geltung des EEG 2014 gehalten, Strom aus An-
lagen, für den kein Anspruch auf die herkömmliche Einspeisevergütung be-
steht und für die  nicht behauptet und dargelegt ist, dass ein Anspruch 
auf  die  Marktprämie  besteht,  der  Ausfallvergütung  zuzuordnen.
Denn nach § 19 Abs. 1 EEG 2014 haben Anlagenbetreiber gegen den Netzbe-
treiber einen Anspruch auf die Marktprämie oder auf eine Einspeisevergü-
tung nach § 37 oder § 38, wenn sie den Strom dem Netzbetreiber zur Verfü-
gung stellen’. Soweit das EEG nicht ausdrücklich ein Entfallen oder eine Re-
duzierung  der  Vergütung  vorsieht,  besteht  somit  eine  Verpflichtung  des 
Netzbetreibers,  Anlagenbetreiberinnen und -betreibern eine Einspeisever-
gütung zu zahlen. Eine vorherige ‚Meldung’ sieht § 19 Abs. 1 EEG 2014 nicht 
vor.“ 49

85 Die Ausführungen sind auf den hiesigen Fall auch nicht entsprechend übertragbar, da 
die Pflicht des Anlagenbetreibers zur Erstzuordnung gerade die Planbarkeit der Ein-
stellung in den Bilanzkreis durch den Netzbetreiber ermöglichen soll. Die Ausführun-
gen zu der Einstellung in den Bilanzkreis durch den Netzbetreiber im Votum 2018/4350 
lassen daher keine Rückschlüsse auf die Mitteilungspflicht des Anlagenbetreibers zu.

3.4.2 Keine Zuordnungsmitteilung nach §§ 21b, 21c EEG 2017 durch die Übermittlung des Formu-
larkonvoluts

86 Das Übersenden des von der Schiedsbeklagten bereitgestellten Formularkonvoluts, ins-
besondere des Formulars „Anlagendatenblatt für eine Erzeugungseinheit“, zurück an 
die  Schiedsbeklagte  stellte  keine  Mitteilung  einer  Zuordnung  i. S. d.  §§ 21b,  21c 
EEG 2017 zur Ausfallvergütung dar. Es fand u.a. keine Abgrenzung zur Direktvermark-
tung, d. h. zur Marktprämie oder zur sonstigen Direktvermarktung, statt. 

Festlegungen der Bundesnetzagentur, u.a. Bundesnetzagentur, Marktprozesse für Einspeisestellen (Strom), Fest-
legung BK6-14-110, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/2732, Abschnitt V.1.3.2.

49 Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 31f.; Hervorhebungen nicht im Original. Vgl. auch Leit-
satz 2, Rn. 25, Abschnitt 2.2.2.

50 Vgl. Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Leitsatz 1, Rn. 26, Rn. 43 ff.;  Siehe zur Abgrenzung zur 
Rechtslage unter dem EEG 2017 bereits Fn. 10,  27 und 30.
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87 Dabei ist die Frage, ob eine Mitteilung i. d. S.  vorliegt, anhand des objektiven Empfän-
gerhorizonts gemäß  §§ 133, 157 BGB51 zu ermitteln,  d. h.  aus der Sicht eines durch-
schnittlichen, verständigen Netzbetreibers.52

88 In dem Informationsblatt „Hinweise zum Formblatt ‚Abrechnungsformular‘“ zum For-
mular „Abrechnungsformular, SEPA Lastschriftmandat für wiederkehrende Zahlungen 
und Gutschriften“ wird zwar der Begriff der  „Jahres-Einspeisevergütung“ verwendet, 
was ein Indiz für eine Wahl der Einspeisevergütung in Form der Ausfallvergütung an-
statt der Direktvermarktung wäre. Allerdings kann diese im Informationsblatt enthal-
tene Angabe nicht allein eine Erklärung in diesem Sinne darstellen. Denn bei Rücksen-
dung des Formularkonvoluts ist nicht erkennbar, dass der Schiedskläger sich explizit 
auf diese Anlage bezieht und sie trotz der Übersendung als bloßes Informationsangebot 
durch die Schiedsbeklagte zum Erklärungsinhalt machen will.

89 Die in dem Formular „Anlagendatenblatt für eine Eigenerzeugungsanlage“ enthaltene 
Angabe „Vergütung PV-Anlagen“ in der Kategorie „Anlagenart“ war ebenfalls keine Mit-
teilung der Zuordnung zur Ausfallvergütung. Denn „Vergütung“ war nach dem objekti-
ven Empfängerhorizont als  Überbegriff für Einspeise-/Ausfallvergütung und Marktprä-
mie auszulegen. Auch wenn mit der Begrifflichkeit „Vergütung“ nach einer Parallelwer-
tung in der Laienssphäre eher die Einspeisevergütung in Verbindung gebracht werden 
könnte, ist im hiesigen Kontext von einem an die Begrifflichkeiten des EEG angelehnten 
Verständnis eines objektiven Netzbetreibers auszugehen. So bezeichnet im EEG 2017 

51 Bürgerliches Gesetzbuch (Bürgerliches Gesetzbuch – BGB) in der Fassung der Bekanntmachung v. 02.01.2002 
(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung der Regelungen 
über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn und zur Änderung anderer Gesetze v. 17.07.2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 163).

52 Hierbei kann offen bleiben, ob es sich bei der Mitteilung nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 um eine einseiti-
ge, empfangsbedürftige Willenserklärung oder um eine rechtsgeschäftsähnliche Handlung handelt. Denn in bei-
den Fällen gelten §§ 133, 157 BGB als Auslegungsmaßstab: Bei der Einordnung als Willenserklärung direkt und 
bei der Einordnung als rechtsgeschäftsähnliche Handlung analog, da dies der Sache nach gerechtfertigt ist. 
So auch offengelassen mangels Entscheidungserheblichkeit in Clearingstelle, Stellungnahme v. 21.07.2025 – 
2025/6-VIII/Stn, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/stellungnv/2025/6-VIII/Stn, Rn. 82, sowie 
in Clearingstelle, Hinweis v. 13.11.25 – 2024/14-II, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2024/14-II, Rn. 45, Fn. 26. 
Die Einordnung der Mitteilung nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 als Willenserklärung wird vertreten in Hen-
ning/Herz in: Frenz/Müggenborg/Cosack (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Auflage 2018, § 21c Rn. 16. 
Siehe weiterführend zur Einordnung der Mitteilung der Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie nach § 33i 
Abs. 4 EEG 2012 Clearingstelle, Votum v. 19.12.2016 – 2016/41, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2016/41, Rn. 65, sowie des Netzanschlussbegehrens Clearingstelle, Hinweis v. 10.09.2012 – 
2012/10, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2012/10, Rn. 35. 
Siehe außerdem zur Einordnung von Anzeigen und Mitteilungen als geschäftsähnliche Handlungen Wendtland 
in: Hau/Poseck (Hrsg.), BeckOK BGB, 74. Auflage 2025, § 133 Rn. 16. 
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der Bezug auf die  Vergütung,  den  Vergütungsanspruch bzw. die  Vergütungszahlungen 
sämtliche in § 19 Abs. 1 EEG 2017 aufgeführten Ansprüche53, d. h. sowohl den Anspruch 
auf Einspeisevergütung in Form der Ausfallvergütung als auch den Anspruch auf die 
Marktprämie als Förderung bei Direktvermarktung.

90 Bei der Angabe „Volleinspeisung“ in der Kategorie „Betriebsweise“ ist nach dem objekti-
ven Empfängerhorizont aus der Sicht eines durchschnittlichen Netzbetreibers erkenn-
bar, dass hier die  Betriebsweise der Volleinspeisung gegenüber derjenigen der Über-
schusseinspeisung abgegrenzt werden soll. Aufschluss über die zugeordnete Veräuße-
rungsform gibt diese Angabe allein nicht, da sowohl bei einer Inanspruchnahme der 
Ausfallvergütung als auch bei einer Direktvermarktung die Volleinspeisung des erzeug-
ten Stroms möglich ist. 

91 Ebenso wenig  ergibt  sich  eine  Zuordnungsmitteilung zu  einer  der  beiden Veräuße-
rungsformen aus der Gesamtschau der Angaben „Vergütung PV-Anlagen“ und „Vollein-
speisung“. Bei der Größe der streitgegenständlichen Anlage und der erkennbaren Mög-
lichkeit einer Direktvermarktung bleibt aus Sicht eines verständigen Netzbetreibers die 
Frage offen, welcher der beiden Ansprüche geltend gemacht werden soll. Die Angabe 
einer „Vergütung“ der PV-Anlage, welche voll einspeisen soll, ist nicht zusätzlich als In-
diz für einen der beiden Ansprüche aussagekräftig. 

92 Diese  Angaben sind  dementsprechend  zu  unterscheiden  von der  im Schiedsspruch 
2021/28-IX als Mitteilung der Zuordnung zur Einspeisevergütung eingeordneten Nach-
richt,  dass „der Anschluss einer PV-Anlage mit ‚Überschussvergütung nach EEG’ be-
gehrt“ wird.54 Auch wenn die hiesige und die damalige Erklärungen ähnlich lauten, ist 
anhand des spezifischen Kontexts der Erklärung zu differenzieren. Die Beschreibung 
„Überschussvergütung nach dem EEG“ in jenem Schiedsspruch ist zwar ebenfalls nicht 
eindeutig. Jedoch konnten diese Unsicherheiten im Erklärungsinhalt anhand des dorti-
gen Zusammenhangs ausgeräumt werden, sodass eine eindeutige Auslegung der Erklä-
rung aus Sicht eines objektiven Netzbetreibers erfolgen konnte. 

53 Siehe § 88c Nr. 5 Buchstabe d) , § 91 Nr. 1 Buchstabe a), Nr. 3, § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a), Nr. 10 
Buchstabe d), § 101 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017.

54 Clearingstelle,  Schiedsspruch  v.  08.02.2022  –  2021/28-IX,  abrufbar  unter  https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 3, 52.
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1 So wird im Schiedsspruch ausgeführt: 

„Dem lässt sich zur Überzeugung der Kammer eine Zuordnung des künftig 
eingespeisten  Stroms  zur  gesetzlichen  Einspeisevergütung  gemäß  § 21b 
Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 entnehmen. Aufgrund der Wortwahl ‚Überschussein-
speisung’ konnte die Schiedsbeklagte bei einer Anlage  dieser Größenord-
nung davon ausgehen, dass der Schiedskläger einen Anspruch auf Einspei-
severgütung geltend macht. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass eine 
(freiwillige) Direktvermarktung für kleine Solaranlagen mit Überschus-
seinspeisung nicht nur unüblich, sondern nach Kenntnis der Kammer so-
gar nahezu praktisch unmöglich ist, da die Abnahme dieser geringen und 
schlecht prognostizierbaren Strommengen für Direktvermarkter wirtschaft-
lich nicht darstellbar ist.“55

93 Dagegen ist vorliegend aufgrund der für einen objektiven Netzbetreiber anhand der 
Anlagengröße  erkennbaren  Direktvermarktungspflicht  nicht  der  Schluss  zwingend, 
dass  der  Schiedskläger  anstatt  der  Marktprämie  als  Normalfall  ausnahmsweise  die 
Ausfallvergütung begehren will. 

3.5 Zusätzliche Verringerung auf 80 % des Monatsmarktwerts

94 Zusätzlich wird der Monatsmarktwert um weitere 20 % gemäß § 53 S. 2 EEG 2017 redu-
ziert.56 Denn gemäß  § 23 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4 EEG 2017 wird der anzulegende Wert 
nach der Sanktionierung gemäß § 52 EEG 2017 zusätzlich gemäß § 53 EEG 2017 verrin-
gert.57 Vorliegend ist die Verringerung gemäß § 53 Satz 2 EEG 2017 heranzuziehen, da 

55 Clearingstelle,  Schiedsspruch  v.  08.02.2022  –  2021/28-IX,  abrufbar  unter  https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 52; Hervorhebungen nicht im Original. 

56 Eine  weitere  Verringerung  gemäß  § 23  Abs. 3  Nr. 4  i. V. m.  § 53  EEG 2017  war  in  Clearingstelle,  Votum v. 
03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52 nicht Streitgegen-
stand, siehe Verfahrensfrage in Rn. 22, weswegen in Leitsatz 1, Rn. 26 nur eine einmalige Reduktion auf den 
Monatsmarktwert gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017 und keine zusätzliche Reduktion anhand 
der Veräußerungsform gemäß § 23 Abs. 3 Nr. 4, § 53 EEG 2017 festgestellt wurde. Da es im EEG 2012 keine 
den § 23 Abs. 3 und § 53 EEG 2017 entsprechende Vorschriften gab, gab es in BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII 
ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Leitsatz c), Rn. 23, kei-
nen Anlass, eine nochmalige Reduktion nach der auf den energieträgerspezifischen Monatsmarktwert für den 
Zeitraum bis zum 31. Juli 2014 zu prüfen. 

57 Clearingstelle, Votum v. 24.10.2022 – 2022/17-VIII, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII, Rn. 52. Ermittlung der Anspruchshöhe so auch von der 
Steuerungsgruppe Horizontaler Belastungsausgleich in der Veröffentlichung der Vergütungskategorien für die 
Abrechnung durch die Netzbetreiber umgesetzt, siehe Beispielrechnung in Steuerungsgruppe Horizontaler Belas-
tungsausgleich, Tabelle „EEG-Vergütungskategorientabelle mit allen Kategorien bis Inbetriebnahmejahr 2022“ 
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es sich um die Inanspruchnahme eines Anspruchs auf Ausfallvergütung dem Grunde 
nach handelt.

95 In § 23 Abs. 3 EEG 2017 heißt es hierzu: 

„Die Höhe des Anspruchs nach § 19 Absatz 1 verringert sich nach Berück-
sichtigung der §§ 23a bis 26 in folgender Reihenfolge, wobei der Anspruch 
keinen negativen Wert annehmen kann …

3. nach Maßgabe der §§ 52 und 44c Absatz 3 sowie der Anlage 3 Nummer I.5 
bei einem Verstoß gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes,

4.  nach  Maßgabe  des  § 53 bei  der  Inanspruchnahme  einer 
Einspeisevergütung...“58

96 Dass demnach nicht nur die Anwendungsreihenfolge bei der Bestimmung der Höhe, 
sondern auch die zusätzliche Anwendung des § 53 EEG 2017 nach einer Sanktionierung 
nach § 52 EEG 2017 generell vorgesehen ist, ergibt sich aus der Gesetzesbegründung: 

„In Absatz 3, der weitgehend § 23 Absatz 4 EEG 2014 entspricht, werden die 
Bestimmungen aufgeführt, nach denen sich der anzulegende Wert reduziert. 
Gleichzeitig regelt der Absatz die Reihenfolge, in der die Bestimmungen an-
gewendet  werden  sollen.  Grundsätzlich  verringert  sich  der  anzulegende 
Wert mehrfach, wenn mehrere Gründe für eine Absenkung vorliegen.“59

97 § 53 Satz 2 EEG 2017 lautet: 

„Abweichend von Satz 1 verringert sich der anzulegende Wert um 20 Pro-
zent, wobei das Ergebnis auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet wird, 
solange die Ausfallvergütung in Anspruch genommen wird.“60

(Kurzname „EEG-Verguetungskategorien_EEG_2022_20.221.031“), Reiter „Beispiel für die Datenmeldung und 
Darstellung von Ausgleichsbeträgen für rechnerisch zu hohe Marktwertsanktionsbeträge“ (Kurzname: „Beispiel 
Sanktion Marktwert“), Zeilen 8 – 10, https://www.netztransparenz.de/de-de/Erneuerbare-Energien-und-Umlagen/
Abwicklungshinweise-und-Umsetzungshilfen/EEG, zuletzt abgerufen am 26.11.2025.

58 Hervorhebungen und Auslassungen nicht im Original.

59 BR-Drs. 310/16, S. 235, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; Hervorhe-
bungen nicht im Original.

60 Hervorhebungen nicht im Original. 
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98 Durch den Abzug nach § 53 Satz 2 EEG 2017 kommt dabei zum Ausdruck,  dass auf-
grund des Vorrangs der Direktvermarktung für Anlagen dieser Größe die Ausfallvergü-
tung finanziell unattraktiv gestaltet werden soll.61 

99 Auch in den Zeiten der Überschreitung der Höchstfristen ist diese Reduktion um 80 % 
gemäß § 53 Satz 2 EEG 2017 anzuwenden anstatt der Reduktion auf den Monatsmarkt-
wert gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EEG 2017. Denn durch diesen zusätzlichen Verstoß 
gegen die Höchstfristen der Ausfallvergütung aus § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 kann der 
Schiedskläger nicht besser gestellt werden als ohne einen solchen Verstoß.62 

100 Diese zusätzliche Reduktion gilt, obwohl keine Zuordnung zu der Veräußerungsform 
der Ausfallvergütung durch den Schiedskläger vorgenommen wurde. Denn geltend ge-
macht  ist  unabhängig  von  dieser  Zuordnungsmitteilung  dem  Grunde  nach  ein  An-
spruch auf Ausfallvergütung. 

101 Dies gilt aufgrund des eindeutigen Gesetzeswortlauts des § 23 Abs. 3 EEG 2017 und des-
sen Begründung auch, obgleich hieraus folgt, dass der Netzbetreiber für die Ermittlung 
der Höhe des Zahlungsanspruchs intern eine Einordnung zu der passenden Veräuße-
rungsform  durch  Prüfung  des  ihm  bekannten  Tatbestands  anhand  der  Anspruchs-
grundlage vornehmen muss.63

61 BT-Drs. 18/1304, S. 91, 139, abrufbar unter  https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2014/urfassung/material. 
Siehe  auch  Clearingstelle,  Votum  v.  18.12.2018  –  2018/43,  abrufbar  unter  https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 39.

62 Vgl. Clearingstelle, Votum v. 24.10.2022 – 2022/17-VIII, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII, Leitsatz 2, Tenor Ziffer 5, Rn. 40, Abschnitt 3.2.2.

63 Anstatt eine solche Anspruchsprüfung erst bei einer entsprechenden Zuordnungsmitteilung durch den Anlagen-
betreiber durchzuführen. 
Siehe hierzu Ausführungen zur grundlegenden Darlegungssystematik des EEG in Clearingstelle, Hinweis v. 
05.05.2022 – 2021/10-V, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2021/10-V, Rn. 24 f., 
Rn. 33, sowie Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 36 f. 
Siehe zur internen Auswahl der rechtlich passenden Kategorie durch den Netzbetreiber Clearingstelle, Votum v. 
18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 38 f.
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3.6 Kein Schadensersatz i.H.d. Differenz zur Ausfallvergütung

102 Ein Anspruch auf Schadensersatz aus § 280 Abs. 1 BGB i. V. m. § 7 EEG 2017 sowie § 242 
BGB64 scheidet aufgrund mangelnden Bestehens einer Aufklärungspflicht bzw. jeden-
falls mangelnder Kausalität aus.65 

3.6.1 Keine Pflicht zur Aufklärung über die Mitteilungspflicht

103 Die Schiedsbeklagte hat keine Pflicht verletzt, weil sie den Schiedskläger nicht auf die 
Mitteilungspflicht hingewiesen hat. Wie bereits im Votum 2019/52 in Weiterentwick-
lung des Urteils des Bundesgerichtshofs vom 5. Juli 201766 aufgeführt, bestehen keine 
Hinweis- oder Aufklärungspflichten des Netzbetreibers bezüglich der Pflicht zur Zuord-
nung  und  Mitteilung  der  Veräußerungsform  sowie  zur  drohenden  Sanktion  bei 
Pflichtverstoß. 

3.6.2 Kein Schadensersatzanspruch aufgrund verspäteter Erstellung von Abrechnungen sowie ver-
späteter Vergütungsauszahlung und Mitteilung eines Sanktionsgrundes

104 Auch aufgrund anderer Pflichtverletzungen ergibt sich kein Schadensersatzanspruch, 
da es jedenfalls an der Kausalität für die Vergütungsreduktion aufgrund der Sanktion 

64 Zur Anwendbarkeit der Vorschriften des allgemeinen Schuldrechts auf Schadensersatzansprüche für Pflichtver-
stöße aus dem EEG vgl. BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Rn. 67, sowie BGH, Urt. v. 19.11.2014 – VIII ZR 79/14, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/2678, Rn. 46.

65 Auch ein Ausschluss der Sanktionierung gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017 aufgrund eines Ver-
stoßes gegen Treu und Glauben ist abzulehnen. 
So für einen Verstoß gegen § 12 SystStabV entschieden in OLG Hamm, Urt. v. 17.01.2020 – 30 U 246/18, ab-
rufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 102 ff. Hier wurde gleichzeitig 
auch ein Schadensersatzanspruch gemäß §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB angenommen, Rn. 144. 
Verordnung zur Gewährleistung der technischen Sicherheit und Systemstabilität des Elektrizitätsversorgungsnet-
zes (Systemstabilitätsverordnung – SystStabV) v. 20.07.2012 (BGBl. I S. 1635), zuletzt geändert durch Art. 7 
des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben und zur Änderung wei-
terer energierechtlicher Vorschriften v. 22.12.2023 (BGBl. I Nr. 405).

66 Vgl. Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Leitsatz 3, Rn. 36 ff. Vgl. auch BGH, Urt. v. 05.07.2017 – 
VIII ZR 147/16, Leitsatz a), Rn. 67 ff., abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584.
Die Clearingstelle begrüßt jedoch die Empfehlung des BDEW, die Veräußerungsform bereits im Rahmen des 
Netzanschlussverfahrens abzufragen, da es zur Streitvermeidung beiträgt, wenn Anlagenbetreibende und Netz-
betreiber frühzeitig über Vergütungsmodi ins Gespräch kommen, siehe BDEW, Anwendungshilfe Leitfaden zur 
Umsetzung der rechtlichen Vorgaben nach § 8 Abs. 7 EEG und §§ 6, 19 NAV, S. 24, 
https://www.bdew.de/energie/leitfaden-zur-beschleunigung-von-netzanschluessen-in-der-niederspannung/, zuletzt 
abgerufen am 26.11.2025.
Niederspannungsanschlussverordnung vom 01.11.2006 (BGBl. I S. 2477), die zuletzt durch Art. 3 des Geset-
zes vom 19.07.2022 (BGBl. I S. 1214) geändert worden ist, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/gesetz/184.
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wegen der anfänglichen und fortdauernden mangelnden Mitteilung der Veräußerungs-
form fehlt.

105 Ein möglicher Schadensersatzanspruch ist  nicht  schon deshalb ausgeschlossen,  weil 
keine Aufklärungspflicht über die Mitteilungspflicht besteht. Allerdings sind mögliche 
weitere Pflichtverletzungen im Lichte des Grundsatzes zu beurteilen, dass 

„der Betreiber einer Photovoltaikanlage, der Fördermittel nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz  in  Anspruch nehmen will,  sich  über  die  geltende 
Rechtslage und über die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der För-
derung zu informieren hat und deshalb grundsätzlich auch selbst verant-
wortlich ist für die Erfüllung seiner Pflichten.“67

106 Vorliegend kann aufgrund der mangelnden Kausalität dahinstehen, ob die Schiedsbe-
klagte neben dem Verstoß gegen die Pflicht zur monatlichen Abrechnung und zur Zah-
lung auch gegen eine Pflicht zur Mitteilung des Sanktionsgrundes verstieß. Insofern 
nahm die Schiedsbeklagte über ein halbes Jahr hinweg  keine Abrechnungen vor, ob-
wohl Einigkeit zwischen den Parteien besteht, dass der eingespeiste Strom aus der So-
laranlage 2 monatlich anhand der tatsächlichen Einspeisewerte abzurechnen war seit 
der Umstellung auf RLM. Darüber hinaus verletzte sie die Pflicht zur Zahlung von Ab-
schlägen gemäß § 26 Abs. 1 EEG 2017 bzw. auf Zahlung monatlicher Vergütung gemäß 
§ 19 Abs. 1 EEG 2017. In Betracht kommt des Weiteren ein Verstoß der Schiedsbeklagten 
gegen eine Pflicht zur Angabe des Sanktionsgrundes bei einer angewandten Sanktion, 
in diesem Fall der Verringerung der Vergütung als Sanktionierung eines Verstoßes ge-
gen die Mitteilungspflicht.68 

67 BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Leitsatz b). So auch auf die Mitteilungspflicht ge-
mäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 übertragen in Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar un-
ter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Rn. 44 f. 

68 Eine solche Nebenpflicht gemäß § 241 Abs. 2 BGB zur Auskunft über den Sanktionsgrund, sobald und soweit 
ein Netzbetreiber eine Sanktion als einschlägig ansieht und darauf beruhend etwa bei der Vergütungsabrech-
nung  anwendet, könnte  sich  aus  dem  gesetzlichem  Schuldverhältnis  zwischen  den  Parteien  gemäß  § 7 
EEG 2017 sowie aus Treu und Glauben gemäß § 242 BGB ergeben. Vgl. Schulze, NomosHandkommentar BGB, 
12.  Aufl. 2024,  BGB,  § 242  Rn. 19.  Eine  solche  Sanktionsangabe  könnte  entweder  durch  eine  wörtliche 
Umschreibung, hier beispielsweise „Verletzung Zuordnungspflicht Veräußerungsform“, durch Angabe des ent-
sprechenden Paragraphen, hier zum Beispiel des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017, oder zumindest 
des  durch  die  Übertragungsnetzbetreiber  veröffentlichten  Kürzels  der  Vergütungskategorie  erfolgen.  Hierfür 
spräche der Sinn und Zweck des § 52 EEG 2017, welcher auf die möglichst baldige Beendigung des Verstoßes 
gerichtet ist, sowie die generelle Darlegungs- und Beweislast im Zusammenhang mit Sanktionszahlungen nach 
dem  EEG.  So  auch  angelegt  in  OLG  Hamm,  Urt.  v.  17.01.2020  –  30  U  246/18,  abrufbar  unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 112 ff.
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107 Die  Nichtzahlung,  verspätete  Abrechnung  sowie  mangelnde  Angabe  des  Sanktions-
grundes von November 2019 bis Juni 2020 waren jedenfalls nicht kausal für den vom 
Schiedskläger geltend gemachten Schaden, nämlich der Verringerung der Vergütung 
wegen der Sanktionierung aufgrund unterbliebener Mitteilung der Veräußerungsform. 

108 Eine Pflichtverletzung durch Unterlassen ist insofern ursächlich für den Schaden des 
Anspruchstellers, wenn pflichtgemäßes Handeln den Schaden mit Sicherheit bzw. mit 
an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  verhindert  hätte.69 Vorliegend  müsste 
also bei Erfüllung der Pflicht zur Abrechnungserstellung unter korrekter Angabe der 
Sanktion und der  rechtzeitigen Zahlung mit  Sicherheit  feststehen,  dass  eine  Zuord-
nungsmitteilung im Folgemonat nach entsprechender Recherche durch den Schiedsklä-
ger erfolgt wäre. Hierdurch wäre dann eine weitere Sanktionierung wegen Verletzung 
der Mitteilungspflicht vermieden worden. 

109 Ob eine solche Reaktion des Schiedsklägers erfolgt wäre, steht jedoch nicht fest.70 Dies 
gilt insbesondere, da auch nach der entsprechenden Angabe in der Abrechnung für Juli 
2020 keine eigenständige Zuordnung zu einer Veräußerungsform während des restli-
chen streitgegenständlichen Zeitraums erfolgte, obwohl diese durch entsprechende ei-
gene Recherche des in der Abrechnung angegebenen Grundes möglich gewesen wäre.71 

110 Die Falschangaben in der Abrechnung des Monats Juli, namentlich die Reduktion in fal-
scher Höhe und fälschlicherweise auch in Bezug auf die Solaranlage 1, waren ebenfalls 

69 Vgl. BGH, Urteil v. 19.2.1975- VIII ZR 144/73, S. 13 sowie BGH, Urteil v. 7.2.2012- VI ZR 63/11, Leitsatz a), 
Rn. 9f. Vgl. auch  Grüneberg, in: Grüneberg (Hrsg.), BGB Kommentar. 83. Aufl. 2024, Vorb. v. § 249 BGB, 
Rn. 51.

70 Daher kann dahinstehen, ob die unterlassenen Handlungen der Schiedsbeklagten für die mangelnde Recherche 
über den einschlägigen Sanktionsgrund, die daraus resultierende unterlassene Mitteilung der Zuordnung zu ei-
ner Veräußerungsform sowie die damit einhergehende Sanktionierung adäquat kausal waren und eine solche 
mittelbare Verursachung im Sinne der sog. Herausforderungsformel vom Schutzzweck dieser Handlungspflichten 
gedeckt war.  Vgl.  Grüneberg, in:  Grüneberg (Hrsg.),  BGB Kommentar.  83. Aufl. 2024,Vorb. v.  § 249 BGB, 
Rn. 26, 29, 41, 52.

71 Siehe zur Heranziehung des sonstigen Verhaltens des Anlagenbetreibers bei anderen Hinweisen des Netzbetrei-
bers bei der Prüfung der Kausalität eines mangelnden Hinweises OLG Hamm, Urt. v. 17.01.2020 – 30 U 
246/18, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 129. 
Demgegenüber siehe zur mangelnden Heranziehung der späteren Reaktion des Anlagenbetreibers bei einem frü-
heren Pflichtverstoß des Netzbetreibers Clearingstelle, Votum v. 02.05.2018 – 2018/19, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/9, Rn. 66. Im damaligen § 16 Abs. 3 Satz 1 AnlRegV betreffen-
den Fall bestand eine explizit angeordnete Informationspflicht mit der Folge der Vermutung aufklärungsrichtigen 
Verhaltens. Dementsprechend wurde die mangelnde Tätigkeit der Anlagenbetreiberin während sechs Wochen 
nach nachgeholter Information nicht herangezogen. 
Verordnung über ein Register für Anlagen zur Erzeugung v. Strom aus erneuerbaren Energien und Grubengas 
(Anlagenregisterverordnung – AnlRegV) v. 01.08.2014 (BGBl. I S. 1320), zuletzt geändert durch Art. 10 des Ge-
setzes v. 22.12.2016 (BGBl. I S. 3106), außer Kraft getreten am 01.09.2017 gemäß Art. 2 der Verordnung 
über die Registrierung energiewirtschaftlicher Daten v. 10.04.2017 (BGBl. I S. 842).
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nicht  kausal  für  die  ab  August  2020  weiterhin  unterlassene  Zuordnung durch den 
Schiedskläger.72 Denn die Schiedsbeklagte hat trotz dieser Fehler für den Schiedskläger 
erkennbar die Solaranlage 2 sanktioniert. Dabei wurde als Begründung die Formulie-
rung „§ 52(2)#2 Wechsel Verm. Form“ gewählt. Aus dieser kann abgeleitet werden, dass 
ein Verstoß gegen § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 gemeint ist. Auch wenn die Formu-
lierung „Wechsel“ in diesem Kontext missverständlich gewählt wurde, ist nach dem ob-
jektiven Empfängerhorizont gemäß §§ 133, 157 BGB die Begründung der Sanktion aus-
reichend erkennbar.

3.6.3 Kein Schadensersatzanspruch aufgrund der Formulierungen im Formularkonvolut

111 Aufgrund mangelnder Kausalität kann auch die Frage dahinstehen, ob durch die hiesi-
ge Gestaltung des Formularkonvoluts durch die Schiedsbeklagte ein Vertrauenstatbe-
stand i. S. d. § 242 BGB geschaffen wurde. Ein hierauf beruhende Verletzung schutzwür-
digen Vertrauens des Schiedsklägers  könnte dann angenommen werden, wenn durch 
sprachliche Formulierungen in den Formularen und/oder durch den Gesamteindruck 
des Formularkonvoluts73 nach dem objektiven Empfängerhorizont explizit oder kon-
kludent  eine Vollständigkeit  der abgefragten Angaben vermittelt  und damit  die  Un-
schädlichkeit  einer  Nichtvornahme einer  Zuordnungsmitteilung  kommuniziert  wird 
und aufgrund einer hierdurch ausgelösten unterlassenen Zuordnungsmitteilung die 
Vergütung verweigert würde.74 

112 Ob ein solcher pflichtwidriger Vertrauenstatbestand durch das Formularkonvolut der 
Schiedsbeklagten geschaffen wurde, kann jedoch dahinstehen. Denn die Kausalität der 
Formulierungen im Formularkonvolut für das Ausbleiben eigener Recherchen über das 
Bestehen einer Mitteilungspflicht nach § 21c EEG 2017 und daraus folgende mangelnde 
Mitteilung der Erstzuordnung steht bereits nicht fest. Gegen die Ursächlichkeit spricht 

72 Vgl. zu einem weiteren Fall mangelnder Kausalität von Falschangaben des Netzbetreibers für einen Pflichtver-
stoß des Anlagenbetreibers BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter 
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Rn. 75.

73 Vgl. in Rn. 7 f. ausschnittsweise wiedergegebenes Formularkonvolut der Schiedsbeklagten.

74 Vgl. hierzu auch BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/rechtsprechung/3584, Rn. 10 am Ende, 14 am Anfang, 16, 67 am Ende.
 Vgl. auch OLG Hamm, Urt. v. 17.01.2020 – 30 U 246/18, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 41 f., 49, 55, 60 ff., 102 ff., 112 ff., 134. 
Vgl. auch OLG Schleswig-Holstein, Urt. v. 21.06.2016 – 3 U 108/15, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3170, Abschnitt 6. a. cc. ccc. 
Vgl. auch Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2019/52, Rn.  17,  38,  48 ff.,  60.
 Vgl. hierzu auch Sutschet, in: Hau/Poseck (Hrsg.),BeckOK BGB, 75. Auflage 2025, § 311 Rn. 66. 
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besonders, dass der Schiedskläger eine selbstständige Recherche bezüglich der Direkt-
vermarktungspflicht bei Inbetriebnahme seiner Neuanlage ebenfalls unterlassen hat 
und auch bei Erhalt der Information über eine Sanktionierung in der Abrechnung für 
Juli 2020 keine eigenständigen Recherchen über die Zuordnungspflicht unternommen 
und zeitnah zugeordnet hat. 

Koch Seidl-Schulz Dr. Sobotta
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Typ [Votum|Schiedsspruch|Einigung|Stellungnahme]: Schiedsspruch Leitsätze: [ja|nein]: ja

Privatschutz [offen|anonymisiert]: offen

Aktenzeichen: 2023/2

Kammer [I|II|III|IV|V|VI|VII|VIII|IX|X|XI|XII|XIII]: XII

Schiedsspruch 

2023/2-XII

18. Dezember 2025



Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte

Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.



Leitsätze:

		Der Anspruch auf Ausfallvergütung entsteht dem Grunde nach unabhängig von der Mitteilung der Erstzuordnung zu dieser Veräußerungsform gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 EEG 2017 (siehe Abschnitt 3.3). 



		Die Einspeisemitteilung vorab ist abzugrenzen von der Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform. Denn die Einspeisemitteilung beinhaltet lediglich, dass der Anlagenbetreiber mit der Einspeisung seines Stroms zu einem gewissen Zeitpunkt beginnen wird. Die Mitteilung der Veräußerungsform muss hingegen beinhalten, welcher der möglichen Veräußerungsformen für eingespeisten Strom dieser Strom zugeordnet werden soll (Rn. 48). 



		Die Pflicht zur Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 besteht auch dann, wenn der Anlagenbetreiber zu Beginn der Einspeisung die Ausfallvergütung in Anspruch nehmen will (siehe Abschnitt 3.4.1). 



		Der anzulegende Wert des Anspruchs auf Ausfallvergütung verringert sich bei einem Verstoß gegen die Pflicht zur Mitteilung der Erstzuordnung aufgrund der Sanktionierung gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017 zunächst auf den Monatsmarktwert (siehe Abschnitt 3.4). Er verringert sich zusätzlich auf 80 % des Monatsmarktwerts gemäß § 53 Satz 2, § 23 Abs. 3 EEG 2017 (Verringerung bei Ausfallvergütung), da ein Anspruch geltend gemacht wird, bei dem es sich dem Grunde nach um einen Anspruch auf Ausfallvergütung handelt (siehe Abschnitt 3.5).







In dem Schiedsverfahren zwischen

		[...]





– Schiedskläger –

		[...]





– Schiedsbeklagte –



erlässt die Kammer XII der Clearingstelle EEG|KWKG1 Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle. Sofern im Folgenden auf bis zum 31.12.2017 beschlossene Verfahrensergebnisse Bezug genommen wird, wurden diese von der Clearingstelle EEG beschlossen.  als Schiedsgericht durch die Schiedsrichterinnen Koch und Seidl-Schulz sowie durch den Schiedsrichter Dr. Sobotta aufgrund der vorgelegten Unterlagen im schriftlichen Verfahren folgenden Schiedsspruch:

				Der Schiedskläger hat gegen die Schiedsbeklagte einen Anspruch 	auf Ausfallvergütung in Höhe von 80 % des Monatsmarktwerts für 	den in den am [...] 2019 in Betrieb genommenen Solaranlagen mit ei-	ner installierten Leistung von insgesamt [ca. 140] kWp am 	Standort [...] erzeugten und eingespeisten Strom im Zeitraum vom 	[...] 2019 bis [...] 2021 gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 21 Abs. 1 Nr. 2, § 52 	Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 	Alt. 1, Satz 2,  § 53 Satz 2 EEG 20172 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz) in der v. 14.08.2020 an geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Energiesparrechts für Gebäude und zur Änderung weiterer Gesetze v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728) sowie Art. 6 des Gesetzes zur Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung und zur Änderung weiterer Gesetze (Kohleausstiegsgesetz) v. 08.08.2020 (BGBl. I S. 1818), rückwirkend geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energierechtlicher Vorschriften v. 21.12.2020 (BGBl. I S. 3138), nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Die streitentscheidenden Normen stimmen mit denen in den im streitigen Zeitraum zuvor gültigen Fassungen des EEG 2017 überein. Arbeitsausgaben der Clearingstelle in den unterschiedlichen Fassungen abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.  , ab dem 1. Ja	nuar 2021 i. V. m. 	§ 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 20213 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.01.2021 an geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energierechtlicher Vorschriften vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3138), nachfolgend bezeichnet als EEG 2021. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2021/arbeitsausgabe. . Dies setzt vor-	aus, dass die Tatbestandsvoraussetzungen des § 48 EEG 2017, ab dem 	1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, vorliegen.





		Der Schiedskläger hat keinen Anspruch gegen die Schiedsbe- 	klagte auf Ersatz des durch die Sanktionierung verringerten Ver- 	gütungsanteils, da das Verhalten der Schiedsbeklagten für diese Ver- 	ringerung jedenfalls nicht kausal war. 



Ergänzender Hinweis der Clearingstelle:









Dieser Schiedsspruch ist gemäß § 55 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 EnFG4 Gesetz zur Finanzierung der Energiewende im Stromsektor durch Zahlungen des Bundes und Erhebung von Umlagen (Energiefinanzierungsgesetz – EnFG) v. 20.07.2022, zuletzt geändert durch Art. 8 des Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur Vermeidung von temporären Erzeugungsüberschüssen v. 21.02.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 51), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/enfg.  bei der Prüfung (Testierung) nach § 55 Abs. 1 Satz 1 und 2 EnFG zu berücksichtigen. Ergeben sich aus diesem Schiedsspruch nachträgliche Korrekturen am bundesweiten Ausgleich hinsichtlich der abzurechnenden Strommenge oder der Zahlungsansprüche, sind diese Korrekturen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 3 EnFG bei der nächsten Abrechnung nach § 19 Abs. 1 EnFG zu berücksichtigen.

Tatbestand		Die Parteien streiten darüber, ob und in welcher Höhe der Schiedskläger einen An-spruch auf die Ausfallvergütung für Solaranlagen in dem Zeitraum vom [...] 2019 bis [...] 2021 gegen die Schiedsbeklagte hat sowie ob im Falle einer Vergütungsverringerung Schadensersatz an ihn zu leisten ist.



		Der Schiedskläger ist Betreiber von Solaranlagen mit einer installierten Leistung von insgesamt [ca. 95] kWp am Standort [...], welche im Jahr 2011 in Betrieb genommen wurden (im Folgenden: „Solaranlage 1“). Das Gebäude, auf dem die Solaranlage 1 angebracht ist, riss der Schiedskläger im Jahr 2019 ab und errichtete daraufhin am selben Standort ein neues Gebäude.



		Auf dem neuen Gebäude errichtete der Schiedskläger sodann die Solaranlage 1 und baute weitere Solaranlagen mit einer installierten Leistung von insgesamt [ca. 140] kWp hinzu.



		Diese neuen Solaranlagen nahm der Schiedskläger am [...] 2019 in Betrieb (im Folgenden: „Solaranlage 2“) und speiste ab diesem Zeitpunkt Strom in das Netz der Schiedsbeklagten ein.



		Die Schiedsbeklagte ist die zuständige Netzbetreiberin.



		Der Schiedskläger meldete die Solaranlage 2 bei der Schiedsbeklagten. Die Schiedsbe-klagte übersandte dem Schiedskläger mit Schreiben vom [...]. November 2019 unter dem Betreff „Angaben zu Ihrer Einspeiseanlage“ ein Formularkonvolut, die Vertragsnummer [...] (Verrechnungsanlage), Vertragsnummer [...] (Summieranlage 1 – Bestand) und Vertragsnummer [...] (Summieranlage 2 – Zubau) betreffend.



		Im Anschreiben führte die Schiedsbeklagte hierzu aus:





„Sehr geehrter [Schiedskläger],

Sie betreiben eine netzparallele Photovoltaikanlage, die Strom in das öffentliche Netz der [Schiedsbeklagten] einspeist. Für die Vergütung ist das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt der Erst-Inbetriebnahme maßgeblich.

Sie erhalten heute die Vertragsunterlagen für die Photovoltaikanlage. Wie gehen Sie damit vor?

Bitte kontrollieren Sie die Angaben auf dem ‚Anlagendatenblatt für eine Eigenerzeugungsanlage‘, vor allem

- Betreiber- und Anlagenanschrift

- Solargeneratorleistung (kWp) und Nennleistung des Wechselrichters (kW)

und tragen Sie bei Bedarf Änderungen ein.

Füllen Sie die weiteren Formulare bitte vollständig aus.

Bestätigen Sie uns die Richtigkeit Ihrer Angaben durch Ihre Unterschrift.

Damit wir den von Ihnen erzeugten Solarstrom zeitnah abrechnen können, senden Sie die Unterlagen bitte komplett an folgende Adresse: …

Falls Sie Änderungen an Ihrer Einspeiseanlage vornehmen, informieren Sie Ihren Vertragsbearbeiter bei der [Schiedsbeklagten] bitte umgehend.“5 Auslassung und Ersetzungen in eckigen Klammern nicht im Original.  

		 Als Anlage zu diesem Schreiben waren u. a. die folgenden Formulare beigefügt:





				Das Formular mit der Überschrift „Abrechnungsformular, SEPA Lastschriftmandat für wiederkehrende Zahlungen und Gutschriften“, in welchem u. a. aufgeführt war: „Ich wünsche folgende Abrechnungsvariante: [ ] monatliche Abschläge [ ] jährliche Abrechnung“.



		Diesem Formular war zudem das Dokument „Hinweise zum Formblatt ‚Abrechnungsformular‘“ beigefügt, in dem es u. a. hieß:

„Für die Abrechnung der Stromeinspeisung bieten wir Ihnen bis auf weiteres folgende zwei Möglichkeiten an:

1. monatliche Abschläge

Im Rahmen des Abschlagsverfahrens erhalten Sie zum 15. des jeweiligen Folgemonats einen gleich bleibenden Abschlagsbetrag. Genauere Details erhalten Sie mit der ersten Auszahlung. Genauere Details über die Auszahlungsmodalitäten erhalten Sie von uns schriftlich mitgeteilt, dies erfolgt entweder mit der ersten Einspeiseabrechnung oder über ein eigenes Informationsschreiben. Eine unterjährige Zählerstandmeldung zur Anlagenabrechnung wird somit hinfällig …

Die Abweichung zwischen den ausbezahlten Abschlägen und der tatsächlichen Jahres-Einspeisevergütung wird Ihrem Konto belastet bzw. gutgeschrieben. Die Kosten für die jährliche Betriebsmittelnutzung werden hierbei berücksichtigt. Erst nach erfolgter Jahresabrechnung können weitere Abschlagszahlungen erfolgen.

Nach Umstellung auf monatliche Abschlagsbeträge werden Ihnen für das laufende Jahr deren Höhe und Fälligkeiten in einem gesonderten Schreiben mitgeteilt.

2. jährliche Abrechnung der Einspeisung

Der Einspeisezähler wird einmal im Jahr zum Kalenderjahresende von [der Schiedsbeklagten] abgelesen und abgerechnet…

Bitte teilen Sie uns Ihre Wahl und Ihre Bankverbindung mit beiliegendem ‚Abrechnungsformular’ mit. Diese Angaben werden zur Abwicklung von Gutschriften bzw. Rechnungen benötigt.“6 Auslassungen und Ersetzung in eckigen Klammern nicht im Original. 



		Das Formular „Erklärung über die Konformität mit § 48 Abs. 1 i. V. m. § 21 EEG 2017 (‚Solare Strahlungsenergie, Gebäude / baul. Anlage – Direktvermarktung / Ausschreibungsverfahren‘)“, in welchem u. a. die folgende Fragen zum Ankreuzen mit „Ja“ oder „Nein“ vorgesehen waren:

		„Wurde die PV-Anlage innerhalb der vorgegebenen Frist im MaStR (Marktstammdatenregister) angemeldet ?“,



		„Ist die PV-Anlagenleistung (installierte Leistung) größer als 100 kWp und beträgt maximal 750 kWp ?“,



		„Ist die PV-Anlagenleistung (installierte Leistung) größer als 750 kWp?“,



		„Hat die Anlage am Ausschreibungsverfahren der BNetzA teilgenommen ?



		„Ist die PV-Anlage ausschließlich in, an oder auf einem Gebäude oder einer sonstigen baulichen Anlage angebracht und das Gebäude oder die sonstige bauliche Anlage wurde vorrangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie errichtet ?“,



		„Ist die PV-Anlage ausschließlich in, an oder auf einem Gebäude angebracht, das kein Wohngebäude darstellt und im Außenbereich (nach § 35 Baugesetzbuch) errichtet wurde (§ 48 Abs. 3 EEG) ? Die Voraussetzungen nach § 48 Abs. 3 Nr. 1 – 3 EEG liegen nachweislich vor.“ und



		„Ist die PV-Anlage zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme mit einer technischen Einrichtung gemäß § 9 EEG ausgestattet ? Das Inbetriebnahmeprotokoll der Einrichtung liegt bei.“















		Weiterhin hieß es darin:

„Der Anlagenbetreiber ist sich darüber bewusst, dass sobald die Voraussetzungen des EEG nicht mehr erfüllt sind, der Anspruch auf die Vergütung ganz oder teilweise entfällt. Der Anlagenbetreiber hat [der Schiedsbeklagten] Änderungen der in diesem Zusammenhang relevanten Sachverhalte unverzüglich mitzuteilen. Dem Anlagenbetreiber ist der Wortlaut des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) bekannt.“7 Ersetzung in eckigen Klammern nicht im Original. 

Hier wurde auch ein Link zum Abruf des Erneuerbare-Energien-Gesetzes angegeben.







				Zuletzt war das Formular „Anlagendatenblatt für eine Eigenerzeugungsanlage“ angefügt. In diesem waren der Schiedskläger als „Anlagenbetreiber“, der Standort der Solaranlagen 1 und 2 als „Anlagenstandort“ und u. a. „Gesamt-PV-Modulleistung: [ca. 240] kWp, Modulanzahl 1: [...] Wp, Modulanzahl 2: [...] Wp“ als technische Daten angegeben. In der Kategorie „Anlage; Anlagenart“ war „Vergütung PV-Anlagen“ vorgedruckt. In der Kategorie „Betriebsweise“ war die Angabe „Volleinspeisung“ vorgedruckt. Das Feld „Erstinbetriebnahme der Anlage“ war nicht ausgefüllt. Außerdem war am Ende folgende Erklärung ausgeführt: „Bitte prüfen Sie die Angaben auf Vollständigkeit und tragen Sie Änderungen bei Bedarf ein. Das Anlagendatenblatt senden Sie bitte an uns zurück.“









		Der Schiedskläger füllte diese Formulare aus und unterschrieb mit Datum vom [...]. Dezember 2019. Im Formular „Anlagendatenblatt für eine Erzeugungseinheit“ füllte er das Feld „Erstinbetriebnahme der Anlage“ handschriftlich mit der Angabe „([...].2011 Alt) (Neu [...].19)“ aus. Ansonsten nahm er keine Änderungen vor. 



		Eine Direktvermarktung des eingespeisten Stroms aus der Solaranlage 2 erfolgte im streitgegenständlichen Zeitraum nicht. Dementsprechend wurde der eingespeiste Strom auch nicht im Bilanzkreis eines Direktvermarkters bilanziert. 



		Bereits am [...]. Oktober 2019 erfolgte die Endabrechnung der Vergütung nach dem EEG für das Jahr 2019 für die Solaranlage 1, da an diesem Tag die Messanlage auf registrierende Lastgangmessung (im Folgenden: „RLM“) für die Solaranlagen 1 und 2 umgestellt wurde. Die Solaranlagen 1 und 2 verfügen über eine gemeinsame Messeinrichtung.



		Mangels Bilanzierung in dem Bilanzkreis eines Direktvermarkters nahm die Schiedsbeklagte den Strom in ihren EEG-Bilanzkreis auf unter Annahme der Sanktion gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 („keine Zuordnung zu einer Vermarktungsform“). 



		Ab Inbetriebnahme der Solaranlage 2 bis zum [...]. August 2020 übermittelte die Schiedsbeklagte keine Abrechnungen an den Schiedskläger. Die Parteien sind sich einig, dass wegen der Umstellung auf eine RLM monatlich die Vergütung anhand der übermittelten Messwerte exakt abgerechnet werden soll und sollte. Am [...]. August 2020 übermittelte die Schiedsbeklagte eine monatliche Abrechnung für die Solaranlagen 1 und 2 gemeinsam mit Bezug auf den Zeitraum vom 1. bis zum 31. Juli 2020. Darin wies die Schiedsbeklagte sodann einen Anspruch auf Vergütung wegen „Einsp. nach EEG“ i. H. v. null Euro aus. Als Abrechnungsgrundlage war u. a. die Angabe „§ 52(2)#2 Wechsel Verm. Form“ aufgeführt. 



		Auf Hinweis des Schiedsklägers hin korrigierte die Schiedsbeklagte die Abrechnungen für Oktober 2019 bis Januar 2021 am [...]. Februar 2021. Sie zahlte, teilweise rückwirkend, für den verfahrensgegenständlichen Zeitraum vom [...] 2019 bis [...] 2021 für den in der Solaranlage 2 erzeugten und eingespeisten Strom die EEG-Vergütung in Höhe des jeweiligen Monatsmarktwerts an den Schiedskläger aus. Demgegenüber zahlte sie für die Solaranlage 1 die EEG-Vergütung in voller Höhe aus. Der Schiedskläger beanstandete die Abrechnung vom [...]. Februar 2021 sodann. 



		Der Schiedskläger ist der Auffassung, einen Anspruch auf Zahlung der Ausfallvergütung gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, für den Zeitraum vom [...] 2019 bis zum [...] 2021 zu haben. Ihm stehe für drei aufeinanderfolgende und maximal sechs Monate jährlich die Ausfallvergütung i. H. v. 80 % des anzulegenden Werts zu.



		Das von der Schiedsbeklagten behauptete Erfordernis einer vorhergehenden Beantragung der Ausfallvergütung konterkariere den Sinn und Zweck hinsichtlich der Direktvermarktung. Ein solches Erfordernis bestehe vielmehr nicht.



		Die Schiedsbeklagte trage zudem insoweit Verantwortung für den Schaden, als dass diese erst im August 2020 eine damals zusätzlich noch inkorrekte Abrechnung erstellt habe und der Schaden dem Schiedskläger daher erst so spät aufgefallen sei. Außerdem habe sie ihn nicht auf Unstimmigkeiten bzw. die Unmöglichkeit einer vollständigen Auszahlung der Einspeisevergütung hingewiesen. Hätte die Schiedsbeklagte rechtzeitig eine richtige Abrechnung erstellt, hätte der Schiedskläger den Schaden begrenzen können.



		Die Anlagendatenblätter für die Solaranlage 1 und 2 seien von ihm identisch ausgefüllt worden, sodass sich kein Unterschied bezüglich der Vergütung ergeben könne. Sollte sich dennoch ein Unterschied ergeben, so habe die Schiedsbeklagte dies verschuldet, denn die Anlagendatenblätter seien größtenteils vorausgefüllt und nur noch vom Schiedskläger zu unterschreiben gewesen.



		Die Schiedsbeklagte meint, dass der Vergütungsanspruch auf den Marktwert für den streitgegenständlichen Zeitraum zu reduzieren sei gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, denn der Schiedskläger habe die Ausfallvergütung gemäß § 21b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, vorher melden müssen. Eine solche Anmeldung habe nicht vorgelegen.



		Es sei weiterhin fraglich, ob die auf den Marktwert reduzierte Vergütung zusätzlich um 20 % zu reduzieren sei aufgrund der Inanspruchnahme der Ausfallvergütung gemäß § 53 Satz 2, § 23 Abs. 3 Nr. 4 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021.



		Der Schiedskläger hätte ihrer Ansicht nach die Inanspruchnahme der Ausfallvergütung mitteilen müssen. Darüber hinaus ergebe sich aus § 21b EEG 2017 eindeutig, dass es einer Willenserklärung des Anlagenbetreibers bedürfe, mithin des Schiedsklägers. Ohne eine solche Willenserklärung sei es nicht möglich, eine Anlage automatisiert in eine der Vermarktungsformen aufzunehmen.



		Aus diesem Grund habe die Schiedsbeklagte auch zu keinem Zeitpunkt wissen können, dass der Schiedskläger die Ausfallvergütung in Anspruch nehmen wolle. Die Angaben „Volleinspeisung“ und „Vergütung PV-Anlagen“ auf dem „Anlagendatenblatt für eine Erzeugungseinheit“ stünden in keinem Zusammenhang mit einer Zuordnung zur Ausfallvergütung. Die Angabe „Volleinspeisung“ beziehe sich nur auf die Betriebsweise der Anlage. Alternativ komme hier beispielsweise die Angabe „Überschusseinspeisung“ in Betracht. Die Formulierung „Vergütung PV-Anlagen“ habe lediglich die Bedeutung, dass es sich um eine Gesamtanlage handele, die aus mehreren Teilen bestehe. Dies sei relevant, da dann im Formularkonvolut noch zwei Datenblätter mit dem Vermerk „PV-Anlage wird summiert“ für jeden Anlagenteil hinzu kämen.



		Generell stellten die Angaben in dem Formularkonvolut die Zusammenfassung der der Schiedsbeklagten bekannten Anlagedaten aus der Anmeldung der Anlage dar. Aufgrund der im Formularkonvolut angegebenen Kontaktdaten könne sich jeder Anlagenbetreiber gern melden, wenn er Rückfragen hierzu habe. Auch könnten Anlagenbetreiber auf diesem Wege ggf. Änderungen mit der Schiedsbeklagten abstimmen. Die Datenblätter sähen bis auf die unterschiedlichen Leistungswerte gleich aus, da es sich um eine Erweiterung einer bestehenden Anlage über eine gemeinsame Messung handele.



		Inwieweit das Bestehen der Ausfallvergütung zu der Sanktionierung auf den Monats- marktwert bei mangelnder Zuordnung widersprüchlich sei, habe der Gesetzgeber zu klären und ggf. zu korrigieren.



		Die Ausführungen der Clearingstelle im Abschnitt 2.2.2 des Votums 2018/438 Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43.  zum EEG 20149 Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 02.09.2016 an geltenden Fassung, verkündet als Gesetz zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes zur Digitalisierung der Energiewende v. 29.08.2016 (BGBl. I S. 2034), nachfolgend bezeichnet als EEG 2014. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2014/arbeitsausgabe.  seien nicht auf das EEG 2017 übertragbar. Denn im Gegensatz zur Rechtslage nach dem EEG 2014 sehe § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 eine Meldung durch den Anlagenbetreiber bei Inbetriebnahme vor. Eine automatische Zuordnung zur Ausfallvergütung wie nach § 19 Abs. 1 EEG 2014 finde unter dem EEG 2017 nicht statt.



		Die Schiedsbeklagte dürfe als Verteilnetzbetreiberin auch keine Beratungstätigkeiten für Anlagenbetreiberinnen bzw. -betreiber leisten und auf die Direktvermarktungspflicht hinweisen. Darüber hinaus müsse sich jeder Anlagenbetreiber mit dem jeweils gültigen EEG auseinandersetzen, um eine korrekte Umsetzung des EEG zu gewährleisten. Sei ihm dies nicht möglich, so könne er sich jederzeit hierzu von Dritten beraten lassen. Dem Schiedskläger hätte im Vergleich der Abrechnungen für die Solaranlage 2 mit den Abrechnungen der Solaranlage 1 auffallen können, dass die Strommengen nicht auf die einzelnen Zonen aufgeteilt waren; dies wäre jedoch der Fall gewesen, wenn die Anmeldung zur Ausfallvergütung erfolgt wäre. Die Beschreibung der Sanktion des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 könne systembedingt in der Abrechnung nicht ausführlicher erfolgen, da nur eine begrenzte Anzahl an Zeichen möglich sei.



		Dem schiedsrichterlichen Verfahren liegen folgende Fragen zugrunde:





Hat der Schiedskläger gegenüber der Schiedsbeklagten einen Anspruch auf Zahlung der Ausfallvergütung gemäß §§ 19 Abs. 1 Nr. 2, 21 Abs. 1 Nr. 2 

EEG 2017 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 1 EEG 2021 für den in dem Zeitraum vom [...] 2019 bis [...] 2021 in den am [...] 2019 in Betrieb genommenen Solaranlagen mit einer installierten Leistung von insgesamt [ca. 140] kWp am Standort [...], erzeugten und eingespeisten Strom? Insbesondere: War der Vergütungsanspruch für diesen Zeitraum teilweise oder vollständig auf den Marktwert zu reduzieren?

		Mit Schreiben vom 28. Mai 2025 hat das Schiedsgericht folgenden Hinweis gemäß § 13 Abs. 4 VerfO10 Verfahrensordnung der Clearingstelle in der Fassung v. 27.07.2021, nachfolgend als VerfO bezeichnet, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/downloads.  i. V. m. § 139, § 1042 Abs. 1 ZPO11 Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung v. 05.12.2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes v. 24.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 328) geändert worden ist. , Ziffer 11.3 des Schiedsvertrags erteilt:





Die Verfahrensfrage in Ziffer 1.1 des Schiedsvertrags (siehe Rn. 27) wurde aufgrund des im Schriftsatz vom [...] 2021 vorgebrachten Begehrens des Schiedsklägers vereinbart. Die Schiedsbeklagte begehrte im Schriftsatz vom [...] 2023 eine zusätzliche Reduktion der Vergütung auf 80 % des Monatsmarktwerts (siehe Rn. 20). Dem Schiedskläger soll hiermit Gelegenheit gegeben werden, im Rahmen seines rechtlichen Gehörs zu dieser für ihn negativen Rechtsfolge Stellung zu nehmen.

Darüber hinaus soll beiden Parteien Gelegenheit zur Erklärung darüber gegeben werden, ob die Verfahrensfrage auch eine Entscheidung über eine zusätzliche Reduktion auf 80 % des Monatsmarktwerts umfasst und ob eine entsprechende Klarstellung bzw. Anpassung der Verfahrensfrage gewünscht ist.



		Mit Schreiben vom 30. Oktober 2025 hat das Schiedsgericht folgenden Hinweis erteilt:





Die Schiedsbeklagte begehrte im Schriftsatz vom [...] 2023 eine zusätzliche Reduktion der Vergütung auf 80 % des Monatsmarktwerts (siehe Rn. 20). Dem Schiedskläger wird hiermit nochmals Gelegenheit gegeben, im Rahmen seines rechtlichen Gehörs zu dieser für ihn negativen Rechtsfolge Stellung zu nehmen. In diesem Zusammenhang weist das Gericht auf das Votum 2022/17-VIII, insbesondere Rn.  52, hin. Dieses ist abrufbar unter:

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII.

Darüber hinaus weist das Gericht darauf hin, dass nach aktuellem Stand des klägerischen Vorbringens im Hinblick auf einen Schadensersatzanspruch nicht ausreichend vorgetragen wurde, inwiefern eventuelle Pflichtverletzungen zu dem Vergütungsverlust kausal sind. Daher wird hiermit dem Schiedskläger Gelegenheit gegeben, ergänzend dazu Stellung zu nehmen, ob und, wenn ja, welchen ursächlichen Zusammenhang es zwischen eventuellen Pflichtverletzungen der Schiedsbeklagten und einer ggf. unterlassenen Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform gab.

Das Verfahren wurde eingeleitet, d. h. eine weitere Gelegenheit zur Stellungnahme wird nach Ablauf der oben genannten Frist voraussichtlich nicht mehr bestehen.

Verfahren		Das schiedsrichterliche Verfahren ist gemäß dem zwischen den Parteien und dem Schiedsgericht abgeschlossenen Schiedsvertrag (Schiedsvereinbarung und Schiedsrich-tervertrag) durchgeführt worden. Beide Parteien hatten Gelegenheit zur Stellungnahme.



		[...]



		[...]





Würdigung		Der Schiedskläger hat gegen die Schiedsbeklagte einen Anspruch auf Ausfallvergütung in Höhe von 80 % des Monatsmarktwerts für den aus der Solaranlage 2 im Zeitraum vom [...] 2019 bis [...] 2021 eingespeisten Strom.



		Dem Grunde nach hat er einen Anspruch auf Ausfallvergütung (siehe Abschnitt 3.3). Denn dessen Vorliegen an sich ist unabhängig von der Mitteilung der Erstzuordnung zu dieser Veräußerungsform gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021. Da vorliegend die Tatbestandsmerkmale der Ausfallvergütung erfüllt sind, entsteht der gesetzliche Anspruch hierauf automatisch. 



		Die Höhe des Anspruchs auf Ausfallvergütung verringert sich gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, während des streitgegenständlichen Zeitraums zunächst auf den Monatsmarktwert (siehe Abschnitt 3.4). Denn der Schiedskläger als Anlagenbetreiber hat der Schiedsbeklagten als Netzbetreiberin die Zuordnung zu einer Veräußerungsform nach § 21b Absatz 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, nicht nach Maßgabe des § 21c EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, übermittelt. 



		Die Pflicht zur Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, besteht auch dann, wenn der Anlagenbetreiber zu Beginn der Einspeisung die Ausfallvergütung in Anspruch nehmen will (siehe Abschnitt 3.4.1). Der Schiedskläger hat diese verletzt, indem er der Schiedsbeklagten gegenüber die gewünschte Veräußerungsform der Ausfallvergütung nicht fristgemäß angegeben hat (siehe Abschnitt 3.4.2). 



		Der anzulegende Wert des Anspruchs verringert sich zusätzlich auf 80 % des Monatsmarktwerts gemäß § 53 Satz 2 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, da der Schiedskläger einen Anspruch geltend macht, bei dem es sich dem Grunde nach um einen Anspruch auf Ausfallvergütung handelt (siehe Abschnitt 3.5). 



		Der Schiedskläger hat überdies keinen Schadensersatzanspruch in Höhe der aufgrund der Reduktion entgangenen Vergütung, da eventuelle Pflichtverletzungen der Schiedsbeklagten jedenfalls nicht kausal für diese Reduktion sind (siehe Abschnitt 3.6). 





Auslegung der Verfahrensfrage		Das Schiedsgericht legt die Verfahrensfrage nach dem  im Schriftverkehr erkennbaren Parteiwillen dergestalt aus, dass diese anhand der folgenden Aspekte zu konkretisieren ist:

Besteht ein Anspruch auf Ausfallvergütung dem Grunde nach gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021?12 Siehe Schriftsatz des Schiedsklägers v. [...].2021, so auch wiedergegeben in Rn. 15. 

Besteht auch bei der Ausfallvergütung die Pflicht zur Mitteilung der Erstzuordnung zu dieser Veräußerungsform gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021?13 Siehe Schriftsatz des Schiedsklägers v. [...].2021, so auch wiedergegeben in Rn. 16.  

Bejahendenfalls: Wurde diese Mitteilungspflicht verletzt?14 Siehe Schriftsatz der Schiedsbeklagten v. [...].2021, [...].2021 und [...].2025, so auch wiedergeben in Rn. 19.  

Bejahendenfalls: Welche Höhe hat der aufgrund dieser Verletzung reduzierte Anspruch?15 Siehe Schriftsatz der Schiedsbeklagten v. [...].2021 sowie v. [...].2022, so auch wiedergeben in Rn. 19, sowie Schriftsatz v. [...].2023, so auch wiedergegeben in Rn. 20.  

Besteht ein Anspruch auf Schadensersatz in Höhe des verringerten Vergütungsanteils?16 Siehe Schriftsatz des Schiedsklägers v. [...].2021 sowie v. [...].2023, so auch wiedergegeben in Rn. 17. 





Anwendbares Recht		Die streitentscheidenden Normen § 3 Nr.  9, Nr. 34, § 7 Abs. 1, § 11 Abs. 1 Satz 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 21 Abs. 1 Nr. 2, § 21b Abs. 1 Satz 1, § 21c Abs. 1 Satz 1, Satz 2, Abs. 2 Nr. 2, § 23 Abs. 3 Nr. 3, Nr. 4, § 26 Abs. 1, § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Nr. 3, Satz 2 sowie § 53 Satz 2 

EEG 2017 sind für den Zeitraum vom [...] 2019 bis 31. Dezember 2020 anzuwenden. Aufgrund der Inbetriebnahme der Anlage am [...] 2019 sind diese Vorschriften über § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021 auch für den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis [...] 2021 anwendbar.17 Daher werden im Folgenden auch für den Zeitraum vom 01.01.2021 bis [...]2021 nur diese Vorschriften des EEG 2017 angegeben.   Einzig § 3 Nr. 43 Buchstabe a) EEG 2021 ist gemäß § 100 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2021 ab dem 1. Januar 2021 statt der Vorgängervorschrift § 3 Nr.  34 EEG 2017 anwendbar.18 § 100 Abs. 5 Satz 1 EEG 2021 ist nicht einschlägig, da es sich nicht um eine ausgeförderte Anlage handelt. 





Anspruch auf Ausfallvergütung dem Grunde nach		Dem Grunde nach hat der Schiedskläger einen Anspruch auf Ausfallvergütung gemäß § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017, da dessen Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen (siehe Abschnitt 3.3.1). 



		Der Anspruch auf Ausfallvergütung besteht dem Grunde nach insofern unabhängig von der Pflicht zur Mitteilung der Erstzuordnung zu einer Veräußerungsform. Denn ein Verstoß gegen diese Pflicht hat lediglich die Reduktion des Anspruchs gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017 zur Folge (siehe Abschnitt 3.3.2).





Vorliegen der Tatbestandsmerkmale der Ausfallvergütung 		Der Anspruch entsteht als gesetzlicher Anspruch kraft Gesetzes, da seine Bedingungen erfüllt sind. 



		§ 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 lautet:





„Der Anspruch auf die Zahlung der Einspeisevergütung nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 besteht nur für Kalendermonate, in denen der Anlagenbetreiber den Strom in ein Netz einspeist und dem Netzbetreiber nach § 11 Absatz 1 zur Verfügung stellt, und zwar für … Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt für eine Dauer von bis zu drei aufeinanderfolgenden Kalendermonaten und insgesamt bis zu sechs Kalendermonaten pro Kalenderjahr (Ausfallvergütung); in diesem Fall verringert sich der Anspruch nach Maßgabe des § 53 Satz 2 und bei Überschreitung einer der Höchstdauern nach dem ersten Halbsatz nach Maßgabe des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3.“19 Hervorhebungen und Auslassung nicht im Original. 

		Die Solaranlage 2 hat eine installierten Leistung von [ca. 140] kWp, daher mehr als 100 kW. 



		Der Schiedskläger als Anlagenbetreiber stellte der Schiedsklägerin als Netzbetreiberin überdies den in der Anlage erzeugten Strom zur Verfügung. Neben der physikalischen Abnahme hat er ihn auch zur kaufmännisch-bilanziellen Abnahme i. S. d. § 11 Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 zur Verfügung gestellt, denn es erfolgte keine Direktvermarktung.



		Auch lag als weitere Voraussetzung eine Einspeisemitteilung vorab vor.20 Vgl. zu der Herleitung dieses Tatbestandsmerkmals Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 24, Abschnitt 2.2.1.  Denn der Schiedskläger meldete die Anlage bei der Schiedsbeklagten an, sodass diese Kenntnis über den Beginn der Einspeisung hatte. 



		Diese Einspeisemitteilung ist abzugrenzen von der Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform.21 Siehe zu dieser Abgrenzung auch Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 37, sowie zusätzlich zur Übertragbarkeit auf das EEG 2021 Clearingstelle, Schiedsspruch v. 24.09.2025 – 2025/13-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2025/13-IX, Fn. 6.  Denn die Einspeisemitteilung vorab beinhaltet lediglich, dass der Anlagenbetreiber mit der Einspeisung seines Stroms zu einem gewissen Zeitpunkt beginnen wird, in Abgrenzung zu einer unerlaubten sog. „wilden Einspeisung“ ohne Kenntnis des Netzbetreibers. Die Mitteilung der Veräußerungsform muss hingegen beinhalten, welcher der drei möglichen Veräußerungsformen für eingespeisten Strom – Einspeisevergütung, auch in der Form der Ausfallvergütung, geförderte oder sonstige Direktvermarktung – dieser Strom zugeordnet werden soll.



		Das Schiedsgericht weist darauf hin, dass die Erfüllung der Voraussetzungen des § 48 EEG 2017, ab dem 1. Januar 2021 i. V. m. § 100 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EEG 2021, zusätzlich für das Vorliegen des Anspruchs notwendig ist.





Kein Wegfall des Anspruchs dem Grunde nach wegen mangelnder Zuordnungsmitteilung		Die Zuordnung durch den Schiedskläger bei der erstmaligen Einspeisung zu einer Veräußerungsform nach § 21b Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 und die Mitteilung über diese Zuordnung an die Schiedsbeklagte nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 ist für das Entstehen des Anspruchs dem Grunde nach nicht Tatbestandsvoraussetzung. Denn eine mangelnde Erstzuordnungsmitteilung an die Schiedsbeklagte als Netzbetreiberin wird nicht mit dem Nichtentstehen des Vergütungsanspruchs sanktioniert, sondern mit der Reduktion der Anspruchshöhe.22 Ob hingegen eine fristgemäße Mitteilung über den Wechsel in eine andere Veräußerungsform Voraussetzung für das Erlöschen des bisherigen Anspruchs und das Entstehen des Anspruchs in der neuen Veräußerungsform ist, kann hier dahinstehen. Eine solche Einordnung der Wechselmitteilung als konstitutive Tatbestandsvoraussetzung wird vertreten in Hampel/Reimers, in Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, Bd. 8, 5. Aufl. 2022, § 21c Rn. 9 1. Satz, Rn.24. 

Vgl. zur Differenzierung zwischen dem Bestehen des Anspruchs dem Grunde nach und der Reduktion wegen eines Verstoßes i. S. d. § 52 EEG 2017 auch Clearingstelle, Votum v. 24.10.2022 – 2022/17-VIII, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII, Leitsatz 1, Abschnitt 3.1, sowie Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 32.  



		§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017 lautet dabei: 





„Der anzulegende Wert verringert sich auf den Monatsmarktwert, … wenn Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber die Zuordnung zu oder den Wechsel zwischen den verschiedenen Veräußerungsformen nach § 21b Absatz 1 nicht nach Maßgabe des § 21c übermittelt haben … Die Verringerung ist im Fall des Satzes 1 Nummer 2 bis zum Ablauf des Kalendermonats, der auf die Beendigung des Verstoßes folgt, … anzuwenden.“23 Auslassungen und Hervorhebungen nicht im Original. 

Verringerung wegen mangelnder Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform auf den Monatsmarktwert		Der Anspruch ist gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017 auf den Monatsmarktwert i. S. d. § 3 Nr. 34 EEG 2017 bzw. stattdessen ab dem 1. Januar 2021 gemäß § 3 Nr. 43 Buchstabe a) EEG 202124 Siehe Rn. 40.  zu reduzieren. Denn auch bei der Inanspruchnahme der Ausfallvergütung zu Beginn der Einspeisung besteht die Pflicht zur fristgemäßen Mitteilung der Zuordnung zu dieser Veräußerungsform gemäß § 21b Abs. 1 Satz 1, § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 (siehe Abschnitt 3.4.1). Gegen diese Pflicht zur Mitteilung der erstmaligen Zuordnung zur Veräußerungsform hat der Schiedskläger auch verstoßen (siehe Abschnitt 3.4.2).





Pflicht zur Mitteilung der Erstzuordnung auch bei Ausfallvergütung 		Es bestand eine Pflicht zur Mitteilung der erstmaligen Zuordnung zur Veräußerungsform gemäß § 21b Abs. 1 Satz 1, § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017. Denn eine gesetzlich fingierte und damit auch dem Netzbetreiber bekannte Zuordnung zur Ausfallvergütung bei Einspeisebeginn, bei der sowohl die Pflicht zur Zuordnung als auch die Pflicht zu deren Mitteilung25 Es handelt sich nach dem Wortlaut und der Systematik des § 21b und § 21c EEG 2017 um zwei separate Pflichten: Die Zuordnung bzw. den Wechsel zu einer Veräußerungsform gemäß § 21b Abs. 1 EEG 2017 sowie die fristgemäße Mitteilung über die erstmalige Veräußerung in einer der Veräußerungsformen bzw. den Wechsel zwischen den Veräußerungsformen gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017. Gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017 ist nur die mangelnde fristgemäße Mitteilung der Zuordnung sanktionsbewehrt. Wenn schon nicht zugeordnet wurde, kann auch keine Mitteilung stattfinden. Die Zuordnung zur Veräußerungsform ist insofern zwingende Voraussetzung für die anschließende Mitteilung dieser Veräußerungsform. Dass auch sie nicht vorgenommen wurde, wird jedoch nicht einzeln sanktioniert.   entfallen würde, ist weder im EEG 2017 noch im EEG 2021 vorgesehen. 



		Es finden sich hierfür keine Anhaltspunkte im Wortlaut der Gesetze (siehe Rn. 55 ff.). Auch Sinn und Zweck der Zuordnungs- und Mitteilungspflicht (siehe Rn. 59 ff.) sowie der Ausfallvergütung (siehe Rn. 74 ff.) wie auch die Gesetzessystematik (siehe Rn. 79 ff.) und -historie (siehe Rn. 83 ff.) geben keinen Anlass für eine solche Fiktion. 



		Wortlaut Dem Wortlaut des Gesetzes nach ist eine Pflicht zur Zuordnung und zur Mitteilung dieser Zuordnung auch bei der Ausfallvergütung als Veräußerungsform bei erstmaliger Einspeisung vorgesehen.26 Vgl. zur Herleitung dieser Pflicht zur Zuordnung und entsprechender Mitteilung bei erstmaliger Einspeisung Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Rn. 28 ff. Vgl. auch Klausmann, EnWZ 2020 Heft 07, 241, 284 ff.   Eine explizite Ausnahme von diesen Pflichten für die Ausfallvergütung als Veräußerungsform ab der Ersteinspeisung bzw. für den Fall, das ab Ersteinspeisung alleine die Voraussetzungen der Ausfallvergütung erfüllt sind, findet sich nicht.



		Auch eine gesetzliche Zuordnungsfiktion, d. h. eine automatische Zuordnung zur Ausfallvergütung, welche dem Netzbetreiber mangels einer anderen Mitteilung bekannt wäre und die Pflicht zur Zuordnung und Mitteilung einer Veräußerungsform demnach obsolet machen würde, ist ebenfalls nicht ausdrücklich im Gesetz vorgeschrieben.27 Die hier abgelehnte Fiktion einer Zuordnung zur Ausfallvergütung in Abwesenheit einer sonstigen Zuordnungsmitteilung wurde angedeutet in Hampel/Reimers, in: Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 4. Aufl. 2018, Bd. 6, EEG, § 21c Rn. 24.  



		§ 21b Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 lautet: 





„Anlagenbetreiber müssen jede Anlage einer der folgenden Veräußerungsformen zuordnen:

1. der Marktprämie nach § 20,

2. der Einspeisevergütung nach § 21 Absatz 1 und 2, auch in der Form der Ausfallvergütung,

3. dem Mieterstromzuschlag nach § 21 Absatz 3 oder

4. der sonstigen Direktvermarktung nach § 21a.“28 Hervorhebungen nicht im Original. 

		Zur Mitteilung heißt es in § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017: 





„Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber vor Beginn des jeweils vorangehenden Kalendermonats mitteilen, wenn sie erstmals Strom in einer Veräußerungsform nach § 21b Absatz 1 Satz 1 veräußern oder wenn sie zwischen den Veräußerungsformen wechseln.“29 Hervorhebungen nicht im Original. 

		Sinn und Zweck der Mitteilungspflicht nach §§ 21b, 21c EEG 2017 Der Sinn und Zweck der Mitteilungspflicht bei der Ersteinspeisung nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 spricht gegen die Herleitung einer Zuordnungsfiktion spezifisch für die Ausfallvergütung. Denn die durch diese Pflicht angestrebte Planungssicherheit wird auch bei der Veräußerungsform der Ausfallvergütung gefährdet bzw. auch dann, wenn ab der erstmaligen Einspeisung und nachfolgend in dem jeweiligen aktuellem Monat anhand der Tatbestandsvoraussetzungen nur ein möglicher Anspruch in Betracht kommt, nämlich der auf die Ausfallvergütung. 



		Durch die fristgemäße Mitteilung über die Veräußerungsform sollen Netzbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber die Vermarktung und Bilanzierung des eingespeisten Stroms sowie die Auszahlung eines entsprechenden Förderanspruchs nach dem EEG und dessen Weiterwälzung im Rahmen des bundesweiten Gesamtausgleichs langfristig planen können.30 Insofern teilweise überschneidend mit dem Sinn des Erfordernisses einer Einspeisemitteilung vorab, siehe Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 24,  26, 33 ff. 

Vgl. auch Hampel/Reimers in Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 5. Aufl. 2022, Bd. 8, EEG, § 21c Rn. 4; in § 21b Rn. 4 kritisch zu der buchhalterischen Notwendigkeit dieser Frist für die Umlageermittlung und den Wälzungsprozess, welche laut den Autoren nur aufgrund der Interessen Dritter gerechtfertigt ist. Vgl. auch Thorbecke, in: Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 5. Aufl. 2022, Bd. 8, EEG, § 52 Rn. 58. Vgl. auch Altrock/Lehnert, Vorhaben IV: Instrumentelle und rechtliche Weiterentwicklung im EEG zur Vorbereitung und Begleitung der Erstellung des Erfahrungsberichtes 2011 gemäß § 65 EEG im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/politisches-programm/1356.   



		Die Mitteilung dient daher u. a. der Feststellung, wessen Aufgabe die Bilanzierung und Vermarktung des in das Netz eingespeisten Stroms ist. Es soll demnach an den Netzbetreiber kommuniziert werden, ob, sobald die Einspeisung beginnt, die Bilanzkreisverantwortlichkeit bei ihm sowie die Verantwortlichkeit für die Vermarktung der Strommengen bei dem Übertragungsnetzbetreiber liegen wird. Dies wäre bei der Zuordnung zur Ausfallvergütung der Fall. 



		In Gegenüberstellung hierzu läge die Verantwortlichkeit sowohl für die Bilanzierung als auch für die Vermarktung des eingespeisten Stroms bei dem Direktvermarkter, wenn der eingespeiste Strom direkt vermarktet wird. Insofern ist auch die Pflicht zur zusätzlichen Angabe des Bilanzkreises bei einem Wechsel in die Direktvermarktung gemäß § 21c Abs. 2 Nr. 2 EEG 2017 von Bedeutung. 



		Gemäß § 4 Abs. 3 StromNZV31 Verordnung über den Zugang zu Elektrizitätsversorgungsnetzen (Stromnetzzugangsverordnung – StromNZV) v. 25.07.2005 (BGBl. I S. 2243), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben und zur Regelung reiner Wasserstoffnetze im Energiewirtschaftsrecht v. 16.07.2021 (BGBl. I S. 3026), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/115.  ist jede Einspeisestelle einem Bilanzkreis zuzuordnen. Daher muss der Netzbetreiber, wenn nicht klar ist, „welcher Veräußerungsform die Anlage zuzuordnen ist, … die Einspeisung aus der Anlage einem geeigneten Bilanzkreis zuordnen“32 Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 37; Auslassung nicht im Original. Siehe auch Bundesnetzagentur, Geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität (GPKE) Teil 2 – Fokus Zuordnungsprozesse, Anlage 1b zur Festlegung BK6 – 24-174, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6893, Abschnitt 2.4. .



		Bei einer Inanspruchnahme der Einspeisevergütung, auch in Form der Ausfallvergütung, ist der Netzbetreiber gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 zur kaufmännisch-bilanziellen Abnahme verpflichtet und damit gemäß § 11 StromNZV auch dazu, den eingespeisten Strom in einen EEG-Bilanzkreis einzustellen.33 Siehe hierzu Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 39 ff.  



		Durch eine fristgemäße Mitteilung der Zuordnung zur Ausfallvergütung können Netzbetreiber, Bilanzkreisverantwortliche, Bilanzkoordinatoren und Übertragungsnetzbetreiber die notwendigen Kommunikations- und Arbeitsschritte für die Einstellung der Strommengen in den EEG-Bilanzkreis besser vorausplanen.34 Vgl. hierzu auch Thorbecke, in: Säcker/Steffens (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, Bd. 8, 5. Aufl. 2022, EEG, § 52 Rn. 58; Overkamp, in: Theobald/Kühling (Hrsg.), Energierecht Kommentar, 130. Aufl. 2025, EEG, § 52 Rn. 30. 

Grundlage einer geordneten und langfristigen Bilanzkreisplanung, welche hierdurch ermöglicht werden soll, ist etwa die rechtzeitige Bereitstellung der notwendigen Informationen zur Prüfung der übermittelten Daten durch den Bilanzkreisverantwortlichen gemäß § 4 Abs. 4 Satz 2 StromNZV sowie die Mitteilung des Fahrplans i.S.d.  § 2 Nr. 1 StromNZV gemäß § 5 Abs. 1 StromNZV. Vgl. hierzu auch Steuerungsgruppe Horizontaler Belastungsausgleich, Prozessbeschreibung Fahrplananmeldung in Deutschland, Stand: 01.10.2024, https://www.netztransparenz.de/de-de/Systemdienstleistungen/Betriebsfuehrung/Fahrplanmanagement, zuletzt abgerufen am 02.12.25.

Übergeordnet dient dies dem Schutz vor nachträglichen Korrekturen sowie der Vermeidung von Netzengpässen i. S. d § 15 StromNZV und der Notwendigkeit der Beschaffung von Regelenergie i. S. d. § 6 ff. StromNZV. 

Siehe Details zur Marktkommunikation im Rahmen der Bilanzkreisverwaltung in Bundesnetzagentur, Marktregeln für die Durchführung der Bilanzkreisabrechnung Strom (MaBiS), Anlage 3 zur Festlegung BK6 – 24-174, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6893, insbesondere Abschnitte 3.3, 3.4, 6.1, Tabelle 2 zu Fristen und Stichtagen in der Bilanzkreisabrechnung, S. 23; 

Bundesnetzagentur, Geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität (GPKE) Teil 1 – Einführende Prozessbeschreibung, Anlage 1a zur Festlegung BK6 – 24-174, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6893, insbesondere Abschnitt 8.1;    	Sowie ergänzend Bundesnetzagentur, Geschäftsprozesse zur Kundenbelieferung mit Elektrizität (GPKE) Teil 2 – Fokus Zuordnungsprozesse, Anlage 1b zur Festlegung BK6 – 24-174, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/6893, insbesondere Abschnitt 3.1.

Siehe auch Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 11, 18, 35.  



		Dass diese Planbarkeit von Bilanzierung und Förderungsabrechnung Sinn und Zweck der Vorschrift zur Erstzuordnung gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 darstellt, ergibt sich aus der Gesetzeshistorie der Norm, in der dieses Ziel als eigenständiges Motiv zum Vorschein tritt. 



		Dies ergibt sich bereits aus der Begründung der Vorgängervorschrift des § 17 Abs. 1 Satz 1 EEG 200935 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 01.09.2011 an geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien v. 28.07.2011 (BGBl. I S. 1634), außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2009. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/arbeitsausgabe. , in der noch nur eine Mitteilungspflicht bei einem Wechsel zwischen Einspeisevergütung und Direktvermarktung vorgesehen war:





„Ein weiterer Grund für die Regelung der Eigenvermarktung ist, dass die Elektrizitätsversorgungsunternehmen eine gewisse Sicherheit über die aufgrund des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes abzunehmenden Strommengen brauchen, da sie auf Grundlage dieser Mengen über den Zukauf weiterer Mengen entscheiden.“36 BT-Drs. 16/8148, S. 49, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933; Hervorhebung nicht im Original. 

		In Weiterentwicklung hierzu heißt es in der Begründung der darauffolgenden Vorgängervorschrift § 33d Abs. 1 EEG 201237 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) in der v. 28.12.2012 an geltenden Fassung, verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), zuletzt geändert durch Art. 5 des dritten Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften v. 20.12.2012 (BGBl. I S. 2730), außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2012, Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2012/arbeitsausgabe. , mit der die Mitteilungspflicht auch für den Wechsel zwischen verschiedenen Direktvermarktungsformen eingeführt wurde:





„§ 33d Absatz 1 führt das Erfordernis des § 17 Absatz 1 Satz 1 EEG 2009 fort, dass eine Direktvermarktung nur zum ersten Kalendertag eines Monats begonnen werden kann und ein Wechsel in die Direktvermarktung nur kalendermonatlich möglich ist. Dieses Prinzip wird nunmehr ausgedehnt auf die verschiedenen Formen der Direktvermarktung nach § 33b38 Gemeint sind die in § 33b EEG 2012 aufgeführten Formen der Direktvermarktung: Direktvermarktung zum Zweck der Inanspruchnahme der Marktprämie, zum Zweck der Verringerung der EEG-Umlage durch ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach § 39 Absatz 1 oder die sonstige Direktvermarktung. , so dass künftig auch ein Wechsel zwischen verschiedenen Formen einer Direktvermarktung angezeigt werden muss. Hierdurch soll schneller und präziser erkannt werden, welche Vermarktungswege von den Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreibern gewählt werden.“39 BT-Drs. 17/6071, S. 79, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2012/material; Hervorhebungen nicht im Original.  

		Durch diese Ausdehnung des Zuordnungs- und Mitteilungserfordernisses auf die verschiedenen Formen der Direktvermarktung war nicht mehr wie ursprünglich vor allem die Vermeidung eines häufigen Wechsels zwischen Direktvermarktung und Einspeisevergütung (sog. „Rosinenpicken“) bezweckt40 BT-Drs. 16/8148, S. 49, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/933. , sondern eine verbesserte Planungssicherheit. Ein „Rosinenpicken“ war bei dem Wechsel zwischen verschiedenen Formen der Direktvermarktung untereinander gerade nicht mehr zu befürchten. 



		Zum Ziel der Planungssicherheit heißt es auch in einem Urteil des Oberlandesgericht Brandenburg zur nachfolgenden Vorgängervorschrift des § 20 EEG 2014: 





„Das Entweder-Oder-System der Vermarktungsformen, das ursprünglich auf § 17 Abs. 2 EEG 2009 zurückgeht, ist vom Gesetzgeber etabliert worden, um den Übertragungsnetzbetreibern, die den Strom im Rahmen der bundesweiten Ausgleichsregelung über die Börse zu vermarkten haben, Prognosen für die Einspeisung von EEG-Strom zu ermöglichen und ihnen und auch den Elektrizitätsversorgungsunternehmen mehr Planungssicherheit zu geben.“41 OLG Brandenburg, Urt. v. 23.04.2024 – 6 U 30/19, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/6942, S. 32. 

		Dieser Sinn und Zweck trat bei der Einführung der Zuordnungspflicht bei erstmaliger Einspeisung im EEG 2017 noch deutlicher in den Vordergrund. Denn ein „Rosinenpicken“ ist bei der erstmaligen Einspeisung gerade nicht möglich, sondern nur bei einem Wechsel. 



		Daraus folgt, dass die Gesetzesbegründung des § 21c EEG 2017, wonach „die Regelung § 21 EEG 2014 ersetzt [wird], ohne die Regelung inhaltlich zu ändern“42 BR-Drs. 310/16, S. 230, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; Ergänzung in eckigen Klammern nicht im Original. , trotz der in § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 neu eingeführten Pflicht zur Mitteilung auch bei erstmaliger Einspeisung43 Siehe zur Auflösung dieses Widerspruchs zugunsten des eindeutigen Wortlauts Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Rn. 30, sowie Klausmann, EnWZ 2020 Heft 07, 241, 284 ff. , u. a. an die bereits in der vorherigen Begründung aufgeführte Zielsetzung der Planungssicherheit anknüpft.



		Planungssicherheit i. d. S. ist für den Netzbetreiber nicht ausreichend dadurch gewährleistet, dass er für den aktuellen Monat kurzfristig weiß, dass einzig die Anspruchsvoraussetzungen der Ausfallvergütung erfüllt sind. 



		Bedeutung des Notfallcharakters der Ausfallvergütung Eine automatische Zuordnung zur Ausfallvergütung bei unterbliebener Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform kann auch nicht durch den Notfallcharakter der Ausfallvergütung gerechtfertigt werden. Denn dieser besondere Notfallcharakter bezieht sich nur auf die Absicherung gegen finanzielle Risiken des Anlagenbetreibers im Falle einer nicht möglichen bzw. praktisch akut nicht umsetzbaren Direktvermarktung. Aufgrund dieser Erwägungen ist die Ausfallvergütung als Option geschaffen worden trotz des generellen gesetzlichen Leitbilds der Direktvermarktung bei Anlagen über 100 kW. 



		In der Gesetzesbegründung des § 38 EEG 2014, der Vorgängervorschrift des § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017, heißt es: 





„In § 36 EEG 201444 Gemeint ist damit § 38 EEG 2014. So geändert in der Beschlussempfehlung des Wirtschaftsausschusses, BT-Drs. 18/1891, S. 12, 50, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/2405.  wird für Anlagen, die ihren Strom direkt vermarkten, also insbesondere für Anlagen, die sich in der verpflichtenden Direktvermarktung befinden, ausnahmsweise eine Einspeisevergütung eröffnet, soweit sie z. B. aufgrund einer Insolvenz ihres Direktvermarktungsunternehmers vorübergehend keine Möglichkeit zur Direktvermarktung realisieren können oder unmittelbar nach Aufnahme des Anlagenbetriebs noch nicht zur Direktvermarktung ihres Stroms in der Lage sind. … Die Anlagenbetreiber sollen darauf vertrauen können, dass sie in den vorgenannten Notfallsituationen vorübergehend auf den Netzbetreiber als Abnahme- und Vergütungspflichtigen zugreifen können. Damit wird angestrebt, die Finanzierungskosten für Anlagenbetreiber nicht mit übermäßigen Risiken zu belasten, die ggf. zu Mehrkosten bei der Finanzierung führen können. 

Daneben eröffnet die Regelung auch Anlagen, deren Strom nach Inbetriebnahme noch nicht unmittelbar direkt verWürde beide genauen Modulanzahlen lieber einfach komplett weglassen, also Angabe mit […], das ist hier eh egal und dann müssen wir nicht so komisch aufpassen, dass es dann trotzdem gerundet die korrekte Gesamtleistung ergibt. marktet werden kann, die Möglichkeit zur vorübergehenden Nutzung der Einspeisevergütung; der Hintergrund hierfür ist, dass bei Inbetriebnahme von Erneuerbare-Energien-Anlagen regelmäßig einige für den Direktvermarkter wesentliche Stammdaten der Anlage (z. B. Zählpunktbezeichnung, Anlagenschlüssel) noch nicht vorliegen. … 

Der Einspeisevergütung in Ausnahmefällen kommt eine wichtige Funktion im Hinblick auf die Finanzierung neuer Anlagen zu, da hierdurch für die Ermittlung der Finanzierungsbedingungen durch die Banken auch bei einem möglichen Ausfall des Direktvermarktungsunternehmers vorausgesetzt werden kann, dass ein – wenn auch erheblich reduzierter – Zahlungsfluss sogar bei einem vorübergehenden Ausfall der Direktvermarktung gesichert ist und somit die Überbrückung bis zum Wiedereinstieg in die Direktvermarktung auch in solchen Notfallsituationen gesichert ist. Die Einspeisevergütung in Ausnahmefällen trägt damit dazu bei, die Finanzierungskosten einer verpflichtenden Direktvermarktung und damit die erforderlichen Förderkosten unter dem EEG zu begrenzen.“45 BT-Drs. 18 /1304, S. 139, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/2405; Hervorhebungen und Auslassungen nicht im Original. 

		Der Notfallcharakter bezieht sich laut der Gesetzesbegründung demnach gerade nicht auf die Absicherung des finanziellen Risikos bei einem Übersehen der Zuordnungs- und Mitteilungspflicht i. S. d. § 21b, § 21c EEG 2017 durch den Anlagenbetreiber bzw. im hiesigen Fall zusätzlich der Direktvermarktungspflicht durch den Schiedskläger. 



		Eine Zuordnungsfiktion bei erstmaliger Einspeisung ist außerdem auch nicht notwendig, um eine Notfallüberbrückung bis zur Möglichkeit einer Direktvermarktung, wie vom Gesetzgeber angestrebt, zu sichern, weil die verkürzte Wechselfrist des § 21c Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 für eine Sicherung dieser Überbrückung ausreichend ist.46 A.A. im Kontext des fehlenden Erstzuordnungserfordernis nach dem EEG 2014 Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 46. Die dortige Argumentation ist jedoch aufgrund der veränderten Rechtslage im EEG 2017 nicht übertragbar.  



		Denn vor der erstmaligen Einspeisung kann der Anlagenbetreiber, wenn er noch keine Sicherheit über die Möglichkeit eines sofortigen Direktvermarktungsbeginns hat, sicherheitshalber die Zuordnung zur Ausfallvergütung mitteilen. Anschließend kann er bis zum fünftletzten Werktag des Vormonats, d. h. sehr kurzfristig, in die (geförderte) Direktvermarktung wechseln, sobald diese möglich ist. Andersherum kann er auch die Zuordnung zur  (geförderten) Direktvermarktung mitteilen und dann, sobald erkennbar ist, dass die Direktvermarktung doch nicht möglich ist, in der verkürzten Frist in die Ausfallvergütung wechseln. Eine aktive Zuordnung auch bei erstmaliger Einspeisung ist dementsprechend trotz der eventuellen Unsicherheit über die Möglichkeit einer Direktvermarktung vor Einspeisebeginn mit geringen finanziellen Risiken verbunden und zumutbar. Das Risiko der Prognose über die faktische Umsetzbarkeit der gewählten Veräußerungsform obliegt nach der gesetzgeberischen Wertung dem Anlagenbetreiber, in dessen Risikosphäre die Planung der Direktvermarktung liegt und der daher die für die Prognose notwendigen Informationen hat. 



		Abschließende Berücksichtigung der Besonderheiten der Ausfallvergütung in § 21c Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 Dass der Gesetzgeber eine Zuordnungsfiktion zur Ausfallvergütung bei erstmaliger Einspeisung begründen wollte, ohne dies entsprechend explizit gesetzlich zu verankern, liegt auch aufgrund der Gesetzessystematik fern. 



		Denn er hat bei der Schaffung der Sondervorschrift des § 21c Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 die durch die Mitteilungspflicht geschützten Ziele – Planungssicherheit sowie beim Wechsel die Verhinderung eines „Rosinenpickens“ – mit dem besonderen Notfallcharakter der Ausfallvergütung abgewogen und dennoch keine Zuordnungsfiktion eingefügt.



		Im Kontext der Zuordnungsmitteilung hat der Gesetzgeber eine verkürzte Mitteilungsfrist bei einem Wechsel gemäß § 21c Abs. 1 Satz 2 EEG 2017 geschaffen. In der Gesetzesbegründung dieser Vorschrift heißt es: 





„Die Mitteilung muss nach Absatz 1 Satz 1 vor Beginn des jeweils vorangegangenen Kalendermonats erfolgen. Eine Mitteilung über den Wechsel in die Ausfallvergütung nach § 21 Absatz 1 Nummer 2 EEG 2016 oder aus dieser zurück in die Direktvermarktung kann abweichend hiervon nach Absatz 1 Satz 2 mit verkürzter Mitteilungsfrist bis zum fünftletzten Werktag des Vormonats mitgeteilt werden. … Diese kürzere Frist trägt dem Charakter der Ausfallvergütung Rechnung und ermöglicht einen zügigen Wechsel in diese Form der Einspeisevergütung, die ausschließlich als vorübergehende Notfallregelung konzipiert ist. Ebenso kann ein Anlagenbetreiber zügig in die Direktvermarktung zurückwechseln, wenn z. B. ein neuer Direktvermarktungsvertrag erst in der zweiten Hälfte eines Monats abgeschlossen werden kann.“47 BR-Drs. 310/16, S. 230 f., abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; Hervorhebung und Auslassung nicht im Original. 

		Im Gegensatz zu dieser ausdrücklichen Spezialregelung, die Ausfallvergütung im Kontext der Zuordnungsmitteilung betreffend, findet sich eine Erstzuordnungsfiktion nicht explizit im Gesetz. Daraus ist im Umkehrschluss zu folgern, dass eine Fiktion der Zuordnung nicht der gesetzgeberischen Intention entsprach. Insbesondere aufgrund der gewichtigen Sanktionen bei einem Verstoß gegen die Mitteilungspflicht gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Alt. 1, Satz 2 EEG 2017 ist es naheliegend, dass der Gesetzgeber eine solche automatische Zuordnung, wenn intendiert, ansonsten ebenfalls ausdrücklich angeordnet hätte. 



		Abgrenzung zur Rechtslage nach dem EEG 2014 Mit dem EEG 2017 führte der Gesetzgeber eine Pflicht des Anlagenbetreibers zur fristgemäßen Zuordnungsmitteilung bereits bei der erstmaligen Einspeisung ein anstatt wie im EEG 2014 nur bei einem Wechsel der Veräußerungsform. Dementsprechend beziehen sich die zur Rechtslage unter Geltung des EEG 2014 ergangenen Ausführungen des Votums 2018/43 nicht auf die Zuordnung durch einen Anlagenbetreiber bei der erstmaligen Einspeisung i. S. d. § 21b EEG 2017. Stattdessen ist mit der dort erwähnten „Zuordnung“ die Zuordnung durch den Netzbetreiber gemäß § 4 Abs. 3 StromNZV zu dem EEG-Bilanzkreis, unter Einordnung von Anlagen dieser Größe in die Ausfallvergütung als passende Vergütungskategorie, gemeint.48 Siehe Rn. 63. Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 15 am Anfang, Rn. 37f., 41; Im Zusammenhang mit den entsprechenden damaligen Festlegungen der Bundesnetzagentur, u.a. Bundesnetzagentur, Marktprozesse für Einspeisestellen (Strom), Festlegung BK6-14-110, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beschluss/2732, Abschnitt V.1.3.2.  



		Im Votum 2018/43 heißt es dabei: 





„Netzbetreiber waren unter Geltung des EEG 2014 gehalten, Strom aus Anlagen, für den kein Anspruch auf die herkömmliche Einspeisevergütung besteht und für die nicht behauptet und dargelegt ist, dass ein Anspruch auf die Marktprämie besteht, der Ausfallvergütung zuzuordnen.

Denn nach § 19 Abs. 1 EEG 2014 haben Anlagenbetreiber gegen den Netzbetreiber einen Anspruch auf die Marktprämie oder auf eine Einspeisevergütung nach § 37 oder § 38, wenn sie den Strom dem Netzbetreiber zur Verfügung stellen’. Soweit das EEG nicht ausdrücklich ein Entfallen oder eine Reduzierung der Vergütung vorsieht, besteht somit eine Verpflichtung des Netzbetreibers, Anlagenbetreiberinnen und -betreibern eine Einspeisevergütung zu zahlen. Eine vorherige ‚Meldung’ sieht § 19 Abs. 1 EEG 2014 nicht vor.“ 49 Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 31f.; Hervorhebungen nicht im Original. Vgl. auch Leitsatz 2, Rn. 25, Abschnitt 2.2.2. 

		Die Ausführungen sind auf den hiesigen Fall auch nicht entsprechend übertragbar, da die Pflicht des Anlagenbetreibers zur Erstzuordnung gerade die Planbarkeit der Einstellung in den Bilanzkreis durch den Netzbetreiber ermöglichen soll. Die Ausführungen zu der Einstellung in den Bilanzkreis durch den Netzbetreiber im Votum 2018/4350 Vgl. Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Leitsatz 1, Rn. 26, Rn. 43 ff.;  Siehe zur Abgrenzung zur Rechtslage unter dem EEG 2017 bereits Fn. 10,  27 und 30.   lassen daher keine Rückschlüsse auf die Mitteilungspflicht des Anlagenbetreibers zu.





Keine Zuordnungsmitteilung nach §§ 21b, 21c EEG 2017 durch die Übermittlung des Formularkonvoluts		Das Übersenden des von der Schiedsbeklagten bereitgestellten Formularkonvoluts, insbesondere des Formulars „Anlagendatenblatt für eine Erzeugungseinheit“, zurück an die Schiedsbeklagte stellte keine Mitteilung einer Zuordnung i. S. d. §§ 21b, 21c EEG 2017 zur Ausfallvergütung dar. Es fand u.a. keine Abgrenzung zur Direktvermarktung, d. h. zur Marktprämie oder zur sonstigen Direktvermarktung, statt. 



		Dabei ist die Frage, ob eine Mitteilung i. d. S. vorliegt, anhand des objektiven Empfängerhorizonts gemäß §§ 133, 157 BGB51 Bürgerliches Gesetzbuch (Bürgerliches Gesetzbuch – BGB) in der Fassung der Bekanntmachung v. 02.01.2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung der Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Mietbeginn und zur Änderung anderer Gesetze v. 17.07.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 163).  zu ermitteln, d. h. aus der Sicht eines durchschnittlichen, verständigen Netzbetreibers.52 Hierbei kann offen bleiben, ob es sich bei der Mitteilung nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 um eine einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung oder um eine rechtsgeschäftsähnliche Handlung handelt. Denn in beiden Fällen gelten §§ 133, 157 BGB als Auslegungsmaßstab: Bei der Einordnung als Willenserklärung direkt und bei der Einordnung als rechtsgeschäftsähnliche Handlung analog, da dies der Sache nach gerechtfertigt ist. 

So auch offengelassen mangels Entscheidungserheblichkeit in Clearingstelle, Stellungnahme v. 21.07.2025 – 2025/6-VIII/Stn, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/stellungnv/2025/6-VIII/Stn, Rn. 82, sowie in Clearingstelle, Hinweis v. 13.11.25 – 2024/14-II, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2024/14-II, Rn. 45, Fn. 26. 

Die Einordnung der Mitteilung nach § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 als Willenserklärung wird vertreten in Henning/Herz in: Frenz/Müggenborg/Cosack (Hrsg.), EEG Kommentar, 5. Auflage 2018, § 21c Rn. 16. 

Siehe weiterführend zur Einordnung der Mitteilung der Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie nach § 33i Abs. 4 EEG 2012 Clearingstelle, Votum v. 19.12.2016 – 2016/41, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2016/41, Rn. 65, sowie des Netzanschlussbegehrens Clearingstelle, Hinweis v. 10.09.2012 – 2012/10, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2012/10, Rn. 35. 

Siehe außerdem zur Einordnung von Anzeigen und Mitteilungen als geschäftsähnliche Handlungen Wendtland in: Hau/Poseck (Hrsg.), BeckOK BGB, 74. Auflage 2025, § 133 Rn. 16.  



		In dem Informationsblatt „Hinweise zum Formblatt ‚Abrechnungsformular‘“ zum Formular „Abrechnungsformular, SEPA Lastschriftmandat für wiederkehrende Zahlungen und Gutschriften“ wird zwar der Begriff der „Jahres-Einspeisevergütung“ verwendet, was ein Indiz für eine Wahl der Einspeisevergütung in Form der Ausfallvergütung anstatt der Direktvermarktung wäre. Allerdings kann diese im Informationsblatt enthaltene Angabe nicht allein eine Erklärung in diesem Sinne darstellen. Denn bei Rücksendung des Formularkonvoluts ist nicht erkennbar, dass der Schiedskläger sich explizit auf diese Anlage bezieht und sie trotz der Übersendung als bloßes Informationsangebot durch die Schiedsbeklagte zum Erklärungsinhalt machen will.



		Die in dem Formular „Anlagendatenblatt für eine Eigenerzeugungsanlage“ enthaltene Angabe „Vergütung PV-Anlagen“ in der Kategorie „Anlagenart“ war ebenfalls keine Mitteilung der Zuordnung zur Ausfallvergütung. Denn „Vergütung“ war nach dem objektiven Empfängerhorizont als Überbegriff für Einspeise-/Ausfallvergütung und Marktprämie auszulegen. Auch wenn mit der Begrifflichkeit „Vergütung“ nach einer Parallelwertung in der Laienssphäre eher die Einspeisevergütung in Verbindung gebracht werden könnte, ist im hiesigen Kontext von einem an die Begrifflichkeiten des EEG angelehnten Verständnis eines objektiven Netzbetreibers auszugehen. So bezeichnet im EEG 2017 der Bezug auf die Vergütung, den Vergütungsanspruch bzw. die Vergütungszahlungen sämtliche in § 19 Abs. 1 EEG 2017 aufgeführten Ansprüche53 Siehe § 88c Nr. 5 Buchstabe d) , § 91 Nr. 1 Buchstabe a), Nr. 3, § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a), Nr. 10 Buchstabe d), § 101 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017. , d. h. sowohl den Anspruch auf Einspeisevergütung in Form der Ausfallvergütung als auch den Anspruch auf die Marktprämie als Förderung bei Direktvermarktung.



		Bei der Angabe „Volleinspeisung“ in der Kategorie „Betriebsweise“ ist nach dem objektiven Empfängerhorizont aus der Sicht eines durchschnittlichen Netzbetreibers erkennbar, dass hier die Betriebsweise der Volleinspeisung gegenüber derjenigen der Überschusseinspeisung abgegrenzt werden soll. Aufschluss über die zugeordnete Veräußerungsform gibt diese Angabe allein nicht, da sowohl bei einer Inanspruchnahme der Ausfallvergütung als auch bei einer Direktvermarktung die Volleinspeisung des erzeugten Stroms möglich ist. 



		Ebenso wenig ergibt sich eine Zuordnungsmitteilung zu einer der beiden Veräußerungsformen aus der Gesamtschau der Angaben „Vergütung PV-Anlagen“ und „Volleinspeisung“. Bei der Größe der streitgegenständlichen Anlage und der erkennbaren Möglichkeit einer Direktvermarktung bleibt aus Sicht eines verständigen Netzbetreibers die Frage offen, welcher der beiden Ansprüche geltend gemacht werden soll. Die Angabe einer „Vergütung“ der PV-Anlage, welche voll einspeisen soll, ist nicht zusätzlich als Indiz für einen der beiden Ansprüche aussagekräftig. 



		Diese Angaben sind dementsprechend zu unterscheiden von der im Schiedsspruch 2021/28-IX als Mitteilung der Zuordnung zur Einspeisevergütung eingeordneten Nachricht, dass „der Anschluss einer PV-Anlage mit ‚Überschussvergütung nach EEG’ begehrt“ wird.54 Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 3, 52.  Auch wenn die hiesige und die damalige Erklärungen ähnlich lauten, ist anhand des spezifischen Kontexts der Erklärung zu differenzieren. Die Beschreibung „Überschussvergütung nach dem EEG“ in jenem Schiedsspruch ist zwar ebenfalls nicht eindeutig. Jedoch konnten diese Unsicherheiten im Erklärungsinhalt anhand des dortigen Zusammenhangs ausgeräumt werden, sodass eine eindeutige Auslegung der Erklärung aus Sicht eines objektiven Netzbetreibers erfolgen konnte. 





		So wird im Schiedsspruch ausgeführt: 





„Dem lässt sich zur Überzeugung der Kammer eine Zuordnung des künftig eingespeisten Stroms zur gesetzlichen Einspeisevergütung gemäß § 21b Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 entnehmen. Aufgrund der Wortwahl ‚Überschusseinspeisung’ konnte die Schiedsbeklagte bei einer Anlage dieser Größenordnung davon ausgehen, dass der Schiedskläger einen Anspruch auf Einspeisevergütung geltend macht. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass eine (freiwillige) Direktvermarktung für kleine Solaranlagen mit Überschusseinspeisung nicht nur unüblich, sondern nach Kenntnis der Kammer sogar nahezu praktisch unmöglich ist, da die Abnahme dieser geringen und schlecht prognostizierbaren Strommengen für Direktvermarkter wirtschaftlich nicht darstellbar ist.“55 Clearingstelle, Schiedsspruch v. 08.02.2022 – 2021/28-IX, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/schiedsrv/2021/28-IX, Rn. 52; Hervorhebungen nicht im Original.  

		Dagegen ist vorliegend aufgrund der für einen objektiven Netzbetreiber anhand der Anlagengröße erkennbaren Direktvermarktungspflicht nicht der Schluss zwingend, dass der Schiedskläger anstatt der Marktprämie als Normalfall ausnahmsweise die Ausfallvergütung begehren will. 





Zusätzliche Verringerung auf 80 % des Monatsmarktwerts		Zusätzlich wird der Monatsmarktwert um weitere 20 % gemäß § 53 S. 2 EEG 2017 reduziert.56 Eine weitere Verringerung gemäß § 23 Abs. 3 Nr. 4 i. V. m. § 53 EEG 2017 war in Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52 nicht Streitgegenstand, siehe Verfahrensfrage in Rn. 22, weswegen in Leitsatz 1, Rn. 26 nur eine einmalige Reduktion auf den Monatsmarktwert gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017 und keine zusätzliche Reduktion anhand der Veräußerungsform gemäß § 23 Abs. 3 Nr. 4, § 53 EEG 2017 festgestellt wurde. Da es im EEG 2012 keine den § 23 Abs. 3 und § 53 EEG 2017 entsprechende Vorschriften gab, gab es in BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Leitsatz c), Rn. 23, keinen Anlass, eine nochmalige Reduktion nach der auf den energieträgerspezifischen Monatsmarktwert für den Zeitraum bis zum 31. Juli 2014 zu prüfen.   Denn gemäß § 23 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4 EEG 2017 wird der anzulegende Wert nach der Sanktionierung gemäß § 52 EEG 2017 zusätzlich gemäß § 53 EEG 2017 verringert.57 Clearingstelle, Votum v. 24.10.2022 – 2022/17-VIII, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII, Rn. 52. Ermittlung der Anspruchshöhe so auch von der Steuerungsgruppe Horizontaler Belastungsausgleich in der Veröffentlichung der Vergütungskategorien für die Abrechnung durch die Netzbetreiber umgesetzt, siehe Beispielrechnung in Steuerungsgruppe Horizontaler Belastungsausgleich, Tabelle „EEG-Vergütungskategorientabelle mit allen Kategorien bis Inbetriebnahmejahr 2022“ (Kurzname „EEG-Verguetungskategorien_EEG_2022_20.221.031“), Reiter „Beispiel für die Datenmeldung und Darstellung von Ausgleichsbeträgen für rechnerisch zu hohe Marktwertsanktionsbeträge“ (Kurzname: „Beispiel Sanktion Marktwert“), Zeilen 8 – 10, https://www.netztransparenz.de/de-de/Erneuerbare-Energien-und-Umlagen/Abwicklungshinweise-und-Umsetzungshilfen/EEG, zuletzt abgerufen am 26.11.2025.  Vorliegend ist die Verringerung gemäß § 53 Satz 2 EEG 2017 heranzuziehen, da es sich um die Inanspruchnahme eines Anspruchs auf Ausfallvergütung dem Grunde nach handelt.



		In § 23 Abs. 3 EEG 2017 heißt es hierzu: 





„Die Höhe des Anspruchs nach § 19 Absatz 1 verringert sich nach Berücksichtigung der §§ 23a bis 26 in folgender Reihenfolge, wobei der Anspruch keinen negativen Wert annehmen kann …

3. nach Maßgabe der §§ 52 und 44c Absatz 3 sowie der Anlage 3 Nummer I.5 bei einem Verstoß gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes,

4. nach Maßgabe des § 53 bei der Inanspruchnahme einer Einspeisevergütung...“58 Hervorhebungen und Auslassungen nicht im Original. 

		Dass demnach nicht nur die Anwendungsreihenfolge bei der Bestimmung der Höhe, sondern auch die zusätzliche Anwendung des § 53 EEG 2017 nach einer Sanktionierung nach § 52 EEG 2017 generell vorgesehen ist, ergibt sich aus der Gesetzesbegründung: 





„In Absatz 3, der weitgehend § 23 Absatz 4 EEG 2014 entspricht, werden die Bestimmungen aufgeführt, nach denen sich der anzulegende Wert reduziert. Gleichzeitig regelt der Absatz die Reihenfolge, in der die Bestimmungen angewendet werden sollen. Grundsätzlich verringert sich der anzulegende Wert mehrfach, wenn mehrere Gründe für eine Absenkung vorliegen.“59 BR-Drs. 310/16, S. 235, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/3253/material; Hervorhebungen nicht im Original. 

		§ 53 Satz 2 EEG 2017 lautet: 





„Abweichend von Satz 1 verringert sich der anzulegende Wert um 20 Prozent, wobei das Ergebnis auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet wird, solange die Ausfallvergütung in Anspruch genommen wird.“60 Hervorhebungen nicht im Original.  

		Durch den Abzug nach § 53 Satz 2 EEG 2017 kommt dabei zum Ausdruck, dass aufgrund des Vorrangs der Direktvermarktung für Anlagen dieser Größe die Ausfallvergütung finanziell unattraktiv gestaltet werden soll.61 BT-Drs. 18/1304, S. 91, 139, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2014/urfassung/material. Siehe auch Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 39.  



		Auch in den Zeiten der Überschreitung der Höchstfristen ist diese Reduktion um 80 % gemäß § 53 Satz 2 EEG 2017 anzuwenden anstatt der Reduktion auf den Monatsmarktwert gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EEG 2017. Denn durch diesen zusätzlichen Verstoß gegen die Höchstfristen der Ausfallvergütung aus § 21 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2017 kann der Schiedskläger nicht besser gestellt werden als ohne einen solchen Verstoß.62 Vgl. Clearingstelle, Votum v. 24.10.2022 – 2022/17-VIII, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2022/17-VIII, Leitsatz 2, Tenor Ziffer 5, Rn. 40, Abschnitt 3.2.2.  



		Diese zusätzliche Reduktion gilt, obwohl keine Zuordnung zu der Veräußerungsform der Ausfallvergütung durch den Schiedskläger vorgenommen wurde. Denn geltend gemacht ist unabhängig von dieser Zuordnungsmitteilung dem Grunde nach ein Anspruch auf Ausfallvergütung. 



		Dies gilt aufgrund des eindeutigen Gesetzeswortlauts des § 23 Abs. 3 EEG 2017 und dessen Begründung auch, obgleich hieraus folgt, dass der Netzbetreiber für die Ermittlung der Höhe des Zahlungsanspruchs intern eine Einordnung zu der passenden Veräußerungsform durch Prüfung des ihm bekannten Tatbestands anhand der Anspruchsgrundlage vornehmen muss.63 Anstatt eine solche Anspruchsprüfung erst bei einer entsprechenden Zuordnungsmitteilung durch den Anlagenbetreiber durchzuführen. 

Siehe hierzu Ausführungen zur grundlegenden Darlegungssystematik des EEG in Clearingstelle, Hinweis v. 05.05.2022 – 2021/10-V, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2021/10-V, Rn. 24 f., Rn. 33, sowie Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 36 f. 

Siehe zur internen Auswahl der rechtlich passenden Kategorie durch den Netzbetreiber Clearingstelle, Votum v. 18.12.2018 – 2018/43, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/43, Rn. 38 f. 





Kein Schadensersatz i.H.d. Differenz zur Ausfallvergütung		Ein Anspruch auf Schadensersatz aus § 280 Abs. 1 BGB i. V. m. § 7 EEG 2017 sowie § 242 BGB64 Zur Anwendbarkeit der Vorschriften des allgemeinen Schuldrechts auf Schadensersatzansprüche für Pflichtverstöße aus dem EEG vgl. BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Rn. 67, sowie BGH, Urt. v. 19.11.2014 – VIII ZR 79/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/2678, Rn. 46.  scheidet aufgrund mangelnden Bestehens einer Aufklärungspflicht bzw. jedenfalls mangelnder Kausalität aus.65 Auch ein Ausschluss der Sanktionierung gemäß § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017 aufgrund eines Verstoßes gegen Treu und Glauben ist abzulehnen. 

So für einen Verstoß gegen § 12 SystStabV entschieden in OLG Hamm, Urt. v. 17.01.2020 – 30 U 246/18, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 102 ff. Hier wurde gleichzeitig auch ein Schadensersatzanspruch gemäß §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB angenommen, Rn. 144. 

Verordnung zur Gewährleistung der technischen Sicherheit und Systemstabilität des Elektrizitätsversorgungsnetzes (Systemstabilitätsverordnung – SystStabV) v. 20.07.2012 (BGBl. I S. 1635), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben und zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften v. 22.12.2023 (BGBl. I Nr. 405).  





Keine Pflicht zur Aufklärung über die Mitteilungspflicht		Die Schiedsbeklagte hat keine Pflicht verletzt, weil sie den Schiedskläger nicht auf die Mitteilungspflicht hingewiesen hat. Wie bereits im Votum 2019/52 in Weiterentwicklung des Urteils des Bundesgerichtshofs vom 5. Juli 201766 Vgl. Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Leitsatz 3, Rn. 36 ff. Vgl. auch BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, Leitsatz a), Rn. 67 ff., abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584.

Die Clearingstelle begrüßt jedoch die Empfehlung des BDEW, die Veräußerungsform bereits im Rahmen des Netzanschlussverfahrens abzufragen, da es zur Streitvermeidung beiträgt, wenn Anlagenbetreibende und Netzbetreiber frühzeitig über Vergütungsmodi ins Gespräch kommen, siehe BDEW, Anwendungshilfe Leitfaden zur Umsetzung der rechtlichen Vorgaben nach § 8 Abs. 7 EEG und §§ 6, 19 NAV, S. 24, https://www.bdew.de/energie/leitfaden-zur-beschleunigung-von-netzanschluessen-in-der-niederspannung/, zuletzt abgerufen am 26.11.2025.

Niederspannungsanschlussverordnung vom 01.11.2006 (BGBl. I S. 2477), die zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 19.07.2022 (BGBl. I S. 1214) geändert worden ist, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/gesetz/184.  aufgeführt, bestehen keine Hinweis- oder Aufklärungspflichten des Netzbetreibers bezüglich der Pflicht zur Zuordnung und Mitteilung der Veräußerungsform sowie zur drohenden Sanktion bei Pflichtverstoß. 





Kein Schadensersatzanspruch aufgrund verspäteter Erstellung von Abrechnungen sowie verspäteter Vergütungsauszahlung und Mitteilung eines Sanktionsgrundes		Auch aufgrund anderer Pflichtverletzungen ergibt sich kein Schadensersatzanspruch, da es jedenfalls an der Kausalität für die Vergütungsreduktion aufgrund der Sanktion wegen der anfänglichen und fortdauernden mangelnden Mitteilung der Veräußerungsform fehlt.



		Ein möglicher Schadensersatzanspruch ist nicht schon deshalb ausgeschlossen, weil keine Aufklärungspflicht über die Mitteilungspflicht besteht. Allerdings sind mögliche weitere Pflichtverletzungen im Lichte des Grundsatzes zu beurteilen, dass 





„der Betreiber einer Photovoltaikanlage, der Fördermittel nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in Anspruch nehmen will, sich über die geltende Rechtslage und über die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Förderung zu informieren hat und deshalb grundsätzlich auch selbst verantwortlich ist für die Erfüllung seiner Pflichten.“67 BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Leitsatz b). So auch auf die Mitteilungspflicht gemäß § 21c Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 übertragen in Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Rn. 44 f.  

		Vorliegend kann aufgrund der mangelnden Kausalität dahinstehen, ob die Schiedsbeklagte neben dem Verstoß gegen die Pflicht zur monatlichen Abrechnung und zur Zahlung auch gegen eine Pflicht zur Mitteilung des Sanktionsgrundes verstieß. Insofern nahm die Schiedsbeklagte über ein halbes Jahr hinweg keine Abrechnungen vor, obwohl Einigkeit zwischen den Parteien besteht, dass der eingespeiste Strom aus der Solaranlage 2 monatlich anhand der tatsächlichen Einspeisewerte abzurechnen war seit der Umstellung auf RLM. Darüber hinaus verletzte sie die Pflicht zur Zahlung von Abschlägen gemäß § 26 Abs. 1 EEG 2017 bzw. auf Zahlung monatlicher Vergütung gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2017. In Betracht kommt des Weiteren ein Verstoß der Schiedsbeklagten gegen eine Pflicht zur Angabe des Sanktionsgrundes bei einer angewandten Sanktion, in diesem Fall der Verringerung der Vergütung als Sanktionierung eines Verstoßes gegen die Mitteilungspflicht.68 Eine solche Nebenpflicht gemäß § 241 Abs. 2 BGB zur Auskunft über den Sanktionsgrund, sobald und soweit ein Netzbetreiber eine Sanktion als einschlägig ansieht und darauf beruhend etwa bei der Vergütungsabrechnung anwendet, könnte sich aus dem gesetzlichem Schuldverhältnis zwischen den Parteien gemäß § 7 EEG 2017 sowie aus Treu und Glauben gemäß § 242 BGB ergeben. Vgl. Schulze, NomosHandkommentar BGB, 12. Aufl. 2024, BGB, § 242 Rn. 19. Eine solche Sanktionsangabe könnte entweder durch eine wörtliche 

Umschreibung, hier beispielsweise „Verletzung Zuordnungspflicht Veräußerungsform“, durch Angabe des entsprechenden Paragraphen, hier zum Beispiel des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EEG 2017, oder zumindest des durch die Übertragungsnetzbetreiber veröffentlichten Kürzels der Vergütungskategorie erfolgen. Hierfür spräche der Sinn und Zweck des § 52 EEG 2017, welcher auf die möglichst baldige Beendigung des Verstoßes gerichtet ist, sowie die generelle Darlegungs- und Beweislast im Zusammenhang mit Sanktionszahlungen nach dem EEG. So auch angelegt in OLG Hamm, Urt. v. 17.01.2020 – 30 U 246/18, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 112 ff.  



		Die Nichtzahlung, verspätete Abrechnung sowie mangelnde Angabe des Sanktionsgrundes von November 2019 bis Juni 2020 waren jedenfalls nicht kausal für den vom Schiedskläger geltend gemachten Schaden, nämlich der Verringerung der Vergütung wegen der Sanktionierung aufgrund unterbliebener Mitteilung der Veräußerungsform. 



		Eine Pflichtverletzung durch Unterlassen ist insofern ursächlich für den Schaden des Anspruchstellers, wenn pflichtgemäßes Handeln den Schaden mit Sicherheit bzw. mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit verhindert hätte.69 Vgl. BGH, Urteil v. 19.2.1975- VIII ZR 144/73, S. 13 sowie BGH, Urteil v. 7.2.2012- VI ZR 63/11, Leitsatz a), Rn. 9f. Vgl. auch Grüneberg, in: Grüneberg (Hrsg.), BGB Kommentar. 83. Aufl. 2024, Vorb. v. § 249 BGB, Rn. 51.  Vorliegend müsste also bei Erfüllung der Pflicht zur Abrechnungserstellung unter korrekter Angabe der Sanktion und der rechtzeitigen Zahlung mit Sicherheit feststehen, dass eine Zuordnungsmitteilung im Folgemonat nach entsprechender Recherche durch den Schiedskläger erfolgt wäre. Hierdurch wäre dann eine weitere Sanktionierung wegen Verletzung der Mitteilungspflicht vermieden worden. 



		Ob eine solche Reaktion des Schiedsklägers erfolgt wäre, steht jedoch nicht fest.70 Daher kann dahinstehen, ob die unterlassenen Handlungen der Schiedsbeklagten für die mangelnde Recherche über den einschlägigen Sanktionsgrund, die daraus resultierende unterlassene Mitteilung der Zuordnung zu einer Veräußerungsform sowie die damit einhergehende Sanktionierung adäquat kausal waren und eine solche mittelbare Verursachung im Sinne der sog. Herausforderungsformel vom Schutzzweck dieser Handlungspflichten gedeckt war. Vgl. Grüneberg, in: Grüneberg (Hrsg.), BGB Kommentar. 83. Aufl. 2024,Vorb. v. § 249 BGB, Rn. 26, 29, 41, 52.  Dies gilt insbesondere, da auch nach der entsprechenden Angabe in der Abrechnung für Juli 2020 keine eigenständige Zuordnung zu einer Veräußerungsform während des restlichen streitgegenständlichen Zeitraums erfolgte, obwohl diese durch entsprechende eigene Recherche des in der Abrechnung angegebenen Grundes möglich gewesen wäre.71 Siehe zur Heranziehung des sonstigen Verhaltens des Anlagenbetreibers bei anderen Hinweisen des Netzbetreibers bei der Prüfung der Kausalität eines mangelnden Hinweises OLG Hamm, Urt. v. 17.01.2020 – 30 U 246/18, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 129. 

Demgegenüber siehe zur mangelnden Heranziehung der späteren Reaktion des Anlagenbetreibers bei einem früheren Pflichtverstoß des Netzbetreibers Clearingstelle, Votum v. 02.05.2018 – 2018/19, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2018/9, Rn. 66. Im damaligen § 16 Abs. 3 Satz 1 AnlRegV betreffenden Fall bestand eine explizit angeordnete Informationspflicht mit der Folge der Vermutung aufklärungsrichtigen Verhaltens. Dementsprechend wurde die mangelnde Tätigkeit der Anlagenbetreiberin während sechs Wochen nach nachgeholter Information nicht herangezogen. 

Verordnung über ein Register für Anlagen zur Erzeugung v. Strom aus erneuerbaren Energien und Grubengas (Anlagenregisterverordnung – AnlRegV) v. 01.08.2014 (BGBl. I S. 1320), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes v. 22.12.2016 (BGBl. I S. 3106), außer Kraft getreten am 01.09.2017 gemäß Art. 2 der Verordnung über die Registrierung energiewirtschaftlicher Daten v. 10.04.2017 (BGBl. I S. 842).  



		Die Falschangaben in der Abrechnung des Monats Juli, namentlich die Reduktion in falscher Höhe und fälschlicherweise auch in Bezug auf die Solaranlage 1, waren ebenfalls nicht kausal für die ab August 2020 weiterhin unterlassene Zuordnung durch den Schiedskläger.72 Vgl. zu einem weiteren Fall mangelnder Kausalität von Falschangaben des Netzbetreibers für einen Pflichtverstoß des Anlagenbetreibers BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Rn. 75.  Denn die Schiedsbeklagte hat trotz dieser Fehler für den Schiedskläger erkennbar die Solaranlage 2 sanktioniert. Dabei wurde als Begründung die Formulierung „§ 52(2)#2 Wechsel Verm. Form“ gewählt. Aus dieser kann abgeleitet werden, dass ein Verstoß gegen § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 gemeint ist. Auch wenn die Formulierung „Wechsel“ in diesem Kontext missverständlich gewählt wurde, ist nach dem objektiven Empfängerhorizont gemäß §§ 133, 157 BGB die Begründung der Sanktion ausreichend erkennbar.





Kein Schadensersatzanspruch aufgrund der Formulierungen im Formularkonvolut		Aufgrund mangelnder Kausalität kann auch die Frage dahinstehen, ob durch die hiesige Gestaltung des Formularkonvoluts durch die Schiedsbeklagte ein Vertrauenstatbestand i. S. d. § 242 BGB geschaffen wurde. Ein hierauf beruhende Verletzung schutzwürdigen Vertrauens des Schiedsklägers könnte dann angenommen werden, wenn durch sprachliche Formulierungen in den Formularen und/oder durch den Gesamteindruck des Formularkonvoluts73 Vgl. in Rn. 7 f. ausschnittsweise wiedergegebenes Formularkonvolut der Schiedsbeklagten.  nach dem objektiven Empfängerhorizont explizit oder konkludent eine Vollständigkeit der abgefragten Angaben vermittelt und damit die Unschädlichkeit einer Nichtvornahme einer Zuordnungsmitteilung kommuniziert wird und aufgrund einer hierdurch ausgelösten unterlassenen Zuordnungsmitteilung die Vergütung verweigert würde.74 Vgl. hierzu auch BGH, Urt. v. 05.07.2017 – VIII ZR 147/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3584, Rn. 10 am Ende, 14 am Anfang, 16, 67 am Ende.

 Vgl. auch OLG Hamm, Urt. v. 17.01.2020 – 30 U 246/18, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/5411, Rn. 41 f., 49, 55, 60 ff., 102 ff., 112 ff., 134. 

Vgl. auch OLG Schleswig-Holstein, Urt. v. 21.06.2016 – 3 U 108/15, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/rechtsprechung/3170, Abschnitt 6. a. cc. ccc. 

Vgl. auch Clearingstelle, Votum v. 03.03.2020 – 2019/52, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/votv/2019/52, Rn.  17,  38,  48 ff.,  60.

 Vgl. hierzu auch Sutschet, in: Hau/Poseck (Hrsg.),BeckOK BGB, 75. Auflage 2025, § 311 Rn. 66.   



		Ob ein solcher pflichtwidriger Vertrauenstatbestand durch das Formularkonvolut der Schiedsbeklagten geschaffen wurde, kann jedoch dahinstehen. Denn die Kausalität der Formulierungen im Formularkonvolut für das Ausbleiben eigener Recherchen über das Bestehen einer Mitteilungspflicht nach § 21c EEG 2017 und daraus folgende mangelnde Mitteilung der Erstzuordnung steht bereits nicht fest. Gegen die Ursächlichkeit spricht besonders, dass der Schiedskläger eine selbstständige Recherche bezüglich der Direktvermarktungspflicht bei Inbetriebnahme seiner Neuanlage ebenfalls unterlassen hat und auch bei Erhalt der Information über eine Sanktionierung in der Abrechnung für Juli 2020 keine eigenständigen Recherchen über die Zuordnungspflicht unternommen und zeitnah zugeordnet hat. 
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